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A. Absicht und Aus2an2sDunkt

Absicht Diese Studie bezweckt, in einer möglichst kurz gehaltenen Form die

wesentlichsten Aspekte des Aufbaues und der Organisation eines föderalistisch

organisierten Zentralbanksystems zu vermitteln. Hierzu wird vor allem das

System der Bank deutscher Länder (Zentralbanksystem in der BRD vor 1957) als

Beispiel herangezogen und auf dieser Basis ein struktureller Vergleich mit dem

"Federal Reserve System" in den Vereinigten Staaten vorgenommen.

Ferner sollen die Ablösungsgründe rur das System "Bank deutscher Länder" zur

Sprache kommen und die organisatorischen Änderungen und

Kompetenzverlagerungen nach der Bildung der Deutschen Bundesbank

aufgezeigt werden. Schließlich sind die charaktistischen Eigenschaften beider

Systeme gegenüberzustellen und Schlussfolgerungen im Hinblick auf die Bildung

eines föderalistischen Zentralbanksystems in Europa zu ziehen.

Ausgangspunkt Wichtigster Ausgangspunkt rur das Verständnis der Eigentümlichkeiten im

System "Bank deutscher Länder" müssen die politische Lage in Deutschland nach

dem 2. Weltkrieg und die Absichten und damaligen Vorstellungen der Alliierten

über die politische und wirtschaftliche Lage im besiegten Deutschland

herangezogen werden. Nach einer Periode der bankwirtschaftlichen

Zentralisierung (Deutsche Reichsbank) und wirtschaftspolitischen

Machtzusammenballung in Deutschland während des Dritten Reiches war der

erklärte Wille der Siegermächte, eine politische Dezentralisierung und

wirtschaftliche Entflechtung durchzuruhren.

Gestützt auf die Notwendigkeit, den dringend erforderlichen Wiederaufbau vor

allem der wichtigsten regionalen Produktionsstätten fùr die Versorgung der

Bevölkerung voranzutreiben, sowie auf das "politische Konzept der Sieger", einen

staatlichen Föderalismus bzw. bundesstaatlichen Aufbau im Nachkriegsdeutschland

zu verwirklichen, wurde rur jedes westdeutsche Land mit Hilfe alliierter Erlasse

zwischen 1946 und 1948 eine Landeszentralbank errichtet (1)

(I) Anmerkung: aufgrund der Zusammenlegung von Ländern (Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz) zuerst 1I,

später 9 (ohne Berlin und Saarland)
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und damit der fóderalistisch-regionale Unterbau der späteren Bank deutscher Länder

geschaffen (1). Diese wurde am 1.3.1948 (noch vor der Währungsreform vom

20.6.1948) durch gleichlautende Gesetze für die britische und amerikanische

Besatzungszone und am 25.3 .1948 durch eine Verordnung der französischen

Militärregierung auch für das französisch-besetzte Gebiet als erste "trizonale"

Einrichtung noch vor der Konstituierung der Bundesrepublik (7.10.1949) errichtet.

B. Aufbau. Oreanisation und Kompetenzen

1.Das System zwischen 1948 und 1957

11 Die Rechtsform

Die Landeszentralbanken (LZB) (9+ I = 10 inklusive Berlin) sowie die Bank

deutscher Länder (BdL) sind juristische Personen des öffentlichen Rechts.

Grundkapital Das Grundkapital der Landeszentralbanken ist von den Ländern aufgebracht

worden und die Rechte, die sich aus dieser Kapitalbeteiligungergeben - wie

Gewinnbeteiligung,Kapitalaufstockungusw. - werden vom Finanzminister

des betreffenden Landes wahrgenommen.

Das Grundkapital der Bank deutscher Länder (100 Mio DM) setzt sich aus

Anteilen der Landeszentralbanken zusammen.

Durch diese Kapitalkonstruktion sind die Länder einziger Anteilseigner des

Grundkapitals der zentralen Währungsinstanz.

Gewinnverteilung "Das Prinzip der Dezentralisierung schlägt nicht auf die Verteilung des zur

Ausschüttung gelangenden Gewinns durch" (2).

Nach der jeweiligen Zuweisung zur gesetzlichen und freien Rücklage und einer

6 %-igen Gewinnausschüttung an die Anteilseigner sind durch zwei

Ergänzungsgesetze des Bundes (10.8.1951, 7.9.1953) sowie durch das Gesetz

über die Tilgung von Ausgleichsforderungen

CI)Enzyklopä?isches Lexikon für das Geld-, Bank- und Börsenwesen, Band J, 1958, S.156. Knapp Verlag

Frankfurt.

(2) idem, Band J, 1958, S. 159.
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(14.6.1956) Teile des im Zentralbanksystem angefallenen Gewinns (d.h. sowohl bei

der Bank deutscher Länder als auch bei den Landeszentralbanken) zweckgebunden

in Form der Auflage, einern Sonderfonds (für Ankaufvon Ausgleichsforderungen

von Geldinstituten, Versicherungsuntemehmen und Bausparkassen) Mittel

zuzuführen, oder sie fließen gesetzlich direkt dem Bund (bei der Bank deutscher

Länder) oder dem Land (Landeszentralbanken) zu.

12 Der institutionelle Aufbau und die Funktionen der einzelnen Or2ane

Das Banksystem ist in zwei Stufen aufgegliedert:

a) die untere Stufe wird durch die LANDESZENTRALBANKEN (LZB) gebildet

Die Landeszentralbanken sind für die in ihrem Bezirk ansässigen

Geschäftsbanken und Niederlassungen überregional tätiger Kreditinstitute als

Reservebank und Refinanzierungsinstitut tätig.

Jede LZB hat als leitende Organe

einen Vorstand (Präsident + 2 bis 3 Mitglieder) und

einen Verwaltungsrat (9 Mitglieder).

Vorstand Der Vorstand ist Exekutivorgan der Bank, wobei in kreditpolitischer Hinsicht

seine Befugnisse durch die Beschlüsse des Zentralbankrates (1) eingeschränkt

werden.

Der Präsident und sein Stellvertreter werden auf Vorschlag des betreffenden

Finanzministers vorn Ministerpräsidenten des Landes ernannt.

Die restlichen Mitglieder werden aufVorschlag des Präsidenten vorn

Verwaltungsrat der LZB bestimmt.

Durch dieses Verfahren ist der Landeszentralbankpräsident zwar rechtlich .

unabhängig, aber politisch durch das Vorschlagsrecht und seine Ernennung von

der parteipolitischen Zusammensetzung der Landesregierung abhängig bzw.

personalpolitisch möglicherweise schon geprägt. Das Land jedoch hat keinerlei

Anweisungsbefugnisse an die Organe der LZB, sondern übt nur eine allgemeine

Dienstaufsicht aus. Auch nach der Satzung der Bank deutscher Länder

unterliegen die Landeszentralbankpräsidenten bei den Abstimmungen im

Zentralbankrat keinerlei Weisungen.

(1) siehe Zentralbankrat, S. 7 und 13; Die Kompetenzen und Instrumente, S. 8.
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Verwaltungsrat Der Verwaltungsrat ist das Kontrollorgan der Landeszentralbank; er überwacht die

Geschäftsfiihrung und setzt sich aus neun nicht hauptamtlich tätigen Mitgliedern

zusammen.

Der Vorsitzende des Verwaltungsrates wird ebenfalls vom Ministerpräsidenten des

Landes auf Vorschlag seines Finanzministers ernannt; ferner gehören diesem

Gremium an: der Präsident der LZB (stellvertretender Vorsitzender), der Leiter der

Bankaufsichtsbehörde, je ein Vertreter der Landwirtschaft, der gewerblichen

Wirtschaft und der Arbeiter- und Angestelltenschaft (ernannt vom zuständigen

Fachminister des Landes), Je em Mitglied aus den Kreisen der

genossenschaftlichen, privaten und öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute.

Diese Zusammensetzung "soll den Kontakt zur Wirtschaft und die beratende

Mitwirkung der Wirtschaft an den Aufgaben der Landeszentralbanken

gewährleisten" (1). Es besteht jedoch kein Weisungsrecht des Verwaltungsrates in

Bezug auf die Geschäftsfiihrung des Vorstandes oder das Abstimmungsverhalten

im Zentralbankrat.

b) die übergeordnete Entscheidungsstufe m diesem Banksystem stellt die Bank

DEUTSCHER LÄNDER dar.

Sie ist Träger des Notenmonopols und hat - mit einigen Ausnahmen (2) - keinen

bankgeschäftlichen Verkehr mit den Geschäftsbanken (3), sondern stellt eine Art

internes "Refinanzierungsinstitut"der Landeszentralbankendar, da diese - im

Gegensatz zu einem "zentralistischen System"mit Niederlassungen - rechtlich

selbständige Körperschaften sind. Bei der Bank deutscher Länder werden ferner die

Devisenbestände innerhalb des Banksystems konzentriert, da die LZB weder

Auslandsverbindlichkeiten eingehen noch eigene Devisenreserven halten.

Die beiden leitenden Organe sind

Der Zentralbankrat (11 Mitglieder) und

das Direktorium (8 Mitglieder).

(1) Enzyklopädisches Lexikon, 1958, Bank deutscher Länder, S. 158.

(2) Anmerkung: bankgeschäftlicher Verkehr mit Bund und anderen zentralen öffentlichen Stellen.

(3) Anmerkung: Ausnahmen siehe Verantwortlichkeit des Direktoriums, Seite 13, und Ausfiihrungen unter

Anmerkungen (1) der gleichen Seite;
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~ent~albankrat TIer Zentralba~~rat ist oberstes politisches Organ und Koordi-

nieY~ngsstelle im Ear~system. Als zentrale Beschlussinstanz

bestimmt er die Politik der Ba~~ deutscher L~nder illldden

Aktionsrah?en filr die geld- Ul~d ;~hrungspolitischen Massnahmen

der Landeszentralba~ken.

Es ist ein kollegiales G:t'emium) das sich ,.;is folgt zusarmnen-

setzt : die neun Fr~sidenten der Landeszentralbarucen geh8ren

ihm kraft Gesetzas an (1); hinzu kommen der durch Zuwahl

(Kooptation) besti~~te Vorsitzende (Amtsbezeichnung : Pr~sident

des Zentral ban..1cra.tes) und der Prê:side:nt does TIirektoriums der

Bame deutscher La:nder.

e
:Direktorium Als Exelcutivorgan steht dem Zentralbankrat das Direktorium zur

Seite; ihm obliegt die Geschê:ftsf~hrung der Bark deutscher

Lê:nder, die rechtliche Vertretung lL~d die ]urchf~r~ng der

Beschlilsse des Zentralban..1crates.2)

Es bestand zuletzt aus 8 Mitgliedern: der Prê:sident u:~d Vize~

prê:sident des Direktoriums werden von den ne1L~ Landeszentral-

bankpr~sidenten gemï:hl t, die 1Ibrigsn (sechs) !vIitglieder werden

vom gesamten Zentralbankrat ernannt.

Wê:hrendder Prê:sident des :DirektlD;viuIDsordentliches u..~d Sti:!ll1l-

e

berechtigtes Mitglied des Ze~ralbankrates ist, nehmen der Vize-

pr~side::1t (des TIirektoriu.ms) klraft Gesetzes U-"'ld die ~brigen

Mitglieder (des TIirektoriums) gewohnheitsm~ssig mit beratender

stimme an den Sitzungen des Zen~ralbankrates teil.

13 :Die Kompetenzen und Instrume:n:te

a) g~~~~~~~!~::~!~_~~~£~~!:_~~~~~~~::!~~i t _:!:~!._de~~~!~~~~!~::~~~!~~~~~~.;

Zentralismus Trotz rechtlicher Unabh~ngigkeit der Landeszentralbar~en haben

diese in grunds~tzlichen w~hrungs- und kreditpclitischen Fragen

keinen autonomen Entscheió~ngsspielraum; sie besorgen das

Notenba~~g9sch~ft gegen~Der den C~sch~~tsbanken lL~d besitzen

nur eine beschr~nkte Ermessensf~eiheit bei Entscheidungen im

Bereich der Gesch~ftsaowicklung.

1...

(1 ) A.~?'''''''~'r''1r1''n
t:?---~ ~..o der Berliner LZB-Pr~sident nimmt nur mit

Stimme teil.
beratender

(2) Siehe auch Seite 13.



Föderalismus

Auflage fUr

BdL-Politik

- 8-

Sämtliche Grundsatzfragen in der Kredit- und Währungspolitik sowie alle

Angelegenheiten in der Bankpolitik, die einer einheitlichen Regelung im

Währungsgebiet bedürfen, werden vom Zentralbankrat entschieden.

Dadurch jedoch, dass sich der Zentralbankrat zum überwiegenden Teil aus den

Präsidenten der LZB zusammensetzt, besteht in der Entscheidungsfindung des

zentralen Beschlussorganes ein föderalistisches Element, bei dem der Prozess der

Willensbildung auf einer breiten dezentralen Basis beruht und "von unten nach

oben" verläuft.

Durch Mehrheitsstimmrecht im Zentralbankrat und Personalunion von

Landeszentralbankpräsident und Mitgliedschaft im Zentralbankrat wird weiterhin

institutionell die Grundlage fUreine wirksame und erfolgreiche Zusammenarbeit

zwischen den Landeszentralbanken und der Bank deutscher Länder ermöglicht.

Neben einer Abgrenzung zwischen zentralen und föderalistischen Kompetenzen

wird schließlich durch die institutionelle Trennung in der Gesamtleitung der BANK

DEUTSCHER LÄNDER (Zwei-Organ-Prinzip) zwischen Zentralbankrat

(politisches Organ) und Direktorium (Exekutivorgan) das politische

Kräfteverhä1tnis zwischen Bund und Ländern zugunsten der letzteren in Form der

außerordentlich wichtigen und dominierenden Rolle der Präsidenten der

Landeszentralbanken sichtbar.

Hinzu kommt noch, dass der Zentralbankrat ausdrücklich in seiner

Beschlussfassung gegenüber der Bundesregierung unabhängig ist; die einzige, aber

sehr wichtige Vorschrift, die den Beziehungen zwischen der Bank deutscher Länder

und dem Bund eine gewisse Pflicht zur Zusammenarbeit auferlegt, ist der Artikel II

Ziffer 6 a) des Gesetzes fUrdie Bank deutscher Länder (BdL-Gesetz).

In einem allgemeinen Grundsatz wird dort die Notenbank verpflichtet,

die allgemeine Wirtschaftspolitik der Bundesregierung zu beachten und im Rahmen

ihrer Aufgaben zu unterstützen. Es soll damit verhindert werden, dass die Bank

deutscher Länder ein grundsätzlich anderes
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wirtschaftspoli tisches Konzept yerfolgt ëls die :B1.L"1desregieru.:'lg,

ëber gleichzeitig auchnLcht immer verpflichtet ist, jeder

-Wirtschaftspolitik der Regierung mit geld- u.nd w~hr~ngspoli~-

sehen Massnahmen beizustehen, wenn z.B. dadurch die Geldwert-

stëbilit~t gef~hrdet wird.

Abstimmung mit Mit der Absicht, die rechtlich autonomen Massnahmen von Noten-

Eundespoli iLl<: ban..lc und Regierung rechtzei tig l.md wirkungsvoll aozustimmen,

sind die Bundesminister der Finanzen und der wirtschaft berech-

tigt, an den Sit~~ngen des Zentralbankrates - jedoch ohne

Stimmrecht - teil~Qnehmen. Die Regier~ng hat bei urrtersohied-

-
lichen Auffassungen zwischen Notenbank- und Regier~ng3politik

nur die Möglic~lceit, die Beschlussfassung des Zentralbankrates

fttr 8 Tage au.szusetzen. :Hach.Abla-u.f der Frist ist dis ITotel1bal1k

unabh~ngig in ihrer Entscheidung.

b) ~~_~~~~~~~£!~~~~~~~_~~~!~~~~~~~~'.::~

BdL Da alle gruhds~tzlichen Massnahmen der Erâdit~ und W~hrungs-

poli tik vom Zentral bankrat beschlossen we:rden, besteht das

w~h~~gspolitische Instrumentarium der Bark deutscher L~nder

vor allem a.us :

1. der Diskontpolitik,

2. der Regelung der Mindestr~serYehattung,

e 3. den Grunds~tzen der Offen-Markt-Pclitik,

4. dem E~lass von Kreditrichtlinien,

1::
J. allgemeinen Massnahmen von kredit- und w~hrungspoli-

~. 1... -' ( "p,,~sc~er .öec.eu. ~\lng Z '.

K ,."'.- \-uponsteuer ~~~.J.

Zinsverbot von Ausl~ndern,

T "1:--,-,LJ.D Die kreditpolitischen :Befugnisse der Landeszentralbanken sind

durch die generelle Kompetenz lli:.d die :BeschlussfasS'..lng im

Zentralbankrat sehr beschra:r:.kt. Tas Instrumentarium der Landes-

zentralbar:.ken erstreckt siob daher im wesentliohen~nur auf

Entscheic!ungenübe:- kor..krete Einzelgeschè:fte:mit"-den Geschè:fts-

bar:.ken (Bereich der Gesehè:ftsabwicklung).

.../...
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~ Das Gesetz von 1957 ucer die Bildung der Deutschen BQ~desb~~k

21 Die Griinde zur VerabschiedQ~g des "Bu..~desbarJ...l{'o"esetzesl!vom 26" 7.£_----------------
!z21"

Der föderalistische Au~oau der BWLk deutscher Länder beruhte

einerseits auf der politischen W~~schvorstellung der damaligen

Besàtzungsmächte, das Bankensystem in Deutschl~~d nach dem zwei-

ten Weltkrieg zu dezentralisieren, 1h~d a~dererseits auf der wirt-

schaftlichen Notwendigkeit, noch vor der Konstituierung der Bun-

desrepublik Deutschl~~d ein fUY.Ll{tionsfähiges B2XLksystem in der

von den westlichen Allierten besetzten '.'Trizone" zu errichten.

Provisorium Nach der Gründung der BRD im Jar~e 1949 konntedie Konstruktion

der Bank de~tscher LK~der als eine provisorische Bu..~deseinrich-

tung angesehen werden, was sich aus den verschiedenen Ergänzungs-

gesetzen zum Gesetz lioer die ErrichtU11g der B~~ deutscher Länder

ableiten lässt."(1)

-

Grundgesetzauftrag Ferner sahderArtikel 88 des Grundgesetzes der BRD ausdrücklich

ein neues Bundesbankgesetz vor : "der Bund errichtet eine Wa"hrungs-

u..~dNotenbank als Bundesbank".

Durch das Gesetz liDer die Deutsche Bu~desba~k vom 26.7.1957 wurde

vor allemdie wiedererlangte staatliche Selbständigkeit im BeXLl{-

und Noténwesen dokumentiert.

Entwicklung der

Bu..'1desaufgaben

-

Ein weiterer Grund für die juristische Umformung des Zentralbank-

systems war das Hineinwachsen der ~Œndesrepublik Deutschle~d in

eine verantwortu..'1gsvollere wirtschaftliche und politische Position

i~~erhalb des westlichen B~~~'1isses und die damit verbundene uoer-

na~Jne von mehr und mehr zentralen Aufgaben durch den Bund, vor

allem in der Aussen- und Verteidi~~'1spolitik.

.../...

(1) Anmerkung z.B. Beseitigung des Einflusses der Allierten
Ban~(ommission (fachliche Dienststelle der ~lilitär-

regierungen) durch Neuregelung des Verhältnisses

zur EQ'1desregierung als neuer Hoheitsträger in
Deu.tschland
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Ferner waren die infolge des Krieges und des Wunsches der Allierten

aufgespaltenen regionalen 1L"'1dlokalen 1:iirtschaftsgebiete inzv.Iischen

wieder zu einem einheitlichen Wirtschaftsra~~ zusa~~engewachsen.

Schliesslich hatten sich auch schon die grossen Kreditinstitute und

FilialbaP~en wieder uoer die bestehenden Ländergrenzen hinaus zu

uoerregionalen, manchmal im gesamten Bundesgebiet vertretenen Insti-

tuten zus~~engeschlossen, so dass auch von dieser Seite her eine

einheitliche Regel1L"'1gdes Geschäftsverkehrs der LandeszentralbarJcen

notwendig wurde.

Aufgrund g~ter ErfaPxungen l~~d aus reinen Zwec1~nässigkeitserwägungen

hat m&"'1jedoch keine grundlegende Neul<onstruletion nach"rationalen

Gesichtspunkten vorgenommen wid eine gewisse föderale Strwctur in

Form der wichtigen Rolle der LZB-Präsidenten im Willensbildungsprozess

beibehalten. Diese Struktur sichert tro~ des verstärkten zentralen

Einflusses auf die personelle Besetz1L~g der Notenb~~organe der Bundes-

baille ein Element der Unabhängigkeit gegenuoer dem Bund und den poli-

tischen L"'1teressengruppen.

Obwohl das alte System juristisch gesehen zweistufig war, wurde es

viel einheitlicher 1L~d zentraler gesteuert als von ausseh her ersicht-

lich. Man konnte von einem einheitlichen System mit ~ùllktionsteilung

sprechen_ In Wirklichkeit wirkte nämlich die Bank deutscher L~"'1der

schon als Zentrale u~d Koorqinierungsstelle des Systems; der~ alle

Geschäfte, die sich nicht regional aufteten Eessen, ~rurden von der

Bank deutscher Länder ausgefü~xt, wânrend andererseits die LZ~die

Aufgabe des direkten Konte~ts und der Repräsentation des Filialsystems

ûoernommen hatten (1). Es hatte sich nämlich bald herausgestellt,

dass eine Notenbar~ in einem einheitlichen Wirtschaftsgebiet nur mit

Filfe einer gemeinsamen Willensbildung und ihBr direkten Umsetz1L~g

(Verwirklich~~g) in allen Regionen wirksam tätig werden karill. Die

juristische Umformung des Banksystems im Jahre 1957 hat daher nur den

schon vorhandenen internen Entscheid~~gsverhältnissen Recb~ung getra-

gen.

.../...

(1) siehe Annex I
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Schließlich waren die LZBn durch den Status ihrer juristischen

Selbständigkeit dazu verurteilt, eigene Bilanz- und Erfolgsrechnungen

aufzustellen, was bei unterschiedlicher Wirtschaftsstärke und

unterschiedlichen Wirtschaftsverhältnissen zwischen den Wirtschaftsregionen

die Lebensfähigkeit einzelner LZB bedrohte; dadurch waren weder die Bank

deutscher Länder noch die LZBn allein lebens- und funktionsfähig gewesen.

Ferner war entscheidend, dass in der Praxis die Aktiv- und Passivgeschäfte

eines Landesinstitutes nicht aufeinander abgestimmt werden konnten und

ihnen im Hinblick auf die Beeinflussung ihrer Ertragslage nur ein

beschränkter lnitiativ- und Entscheidungsspielraum offen blieb. Hier bedurfte

es eines zentralen Risikoträgers und einer Kompensationsstelle für einseitige

Zahlungsbewegungen einzelner Landesinstitute innerhalb des

gemeinschaftlichen Wirtschaftsraumes.

22 Aufbau. Kompetenzverla2:erun2:. Funktionsbereiche

Geringe Obwohl das von den Besatzungsmächten geschaffene Zentralbanksystem durch die

Modifizierung Verschmelzung der vorher rechtlich selbständigen Landeszentralbanken mit der

Bank deutscher Länder zur Deutschen Bundesbank abgelöst wurde, blieben die

vorhandenen Organe des Banksystems erhalten, tragen sie bis auf den

Verwaltungsrat der LZB die gleichen Bezeichnungen wie vorher, führen sie ihre

Geschäfte und ihre Politik nahezu auf die gleiche Weise fort.

Zentralbankrat Der Zentralbankrat ist durch die Aufnahme der Mitglieder des Direktoriums auf 20

Mitglieder vergrößert worden; er besteht jetzt aus dem Präsidenten und

Vizepräsidenten der Bundesbank (2), den Präsidenten der Landeszentralbanken

(11) und den Mitgliedern des Direktoriums (7).

Präsident und Vizepräsident der Bundesbank sindjetzt gleichzeitig Vorsitzender

und stellvertretender Vorsitzender sowohl des Zentralbankrates als auch des

Direktorillms.

Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit gefällt. Der Zentralbankrat grenzt

nunmehr die Zuständigkeitsbereiche der Exekutivorgane, des Direktoriums und der

Vorstände der Landeszentralbanken ab und kann ihnen direkt Weisungen erteilen.

(1) Anmerkung: Es sind z.Z. 7 Mitglieder, aber es dürfen nach Verfassung bis zu 8 sein.



(2) Anmerkung: LZB von Baden- Württemberg, Sitz Stuttgart

LZB von Bayern, Sitz München

LZB von Berlin, Sitz Berlin (West)

LZB von Bremen, Sitz Bremen

LZB von Hamburg, Sitz Hamburg

LZB von Hessen, Sitz Frankfurt

LZB von Niedersachsen, Sitz Hannover

LZB von Nordrhein-Westfalen Sitz Düsseldorf

LZB von Rheinland-Pfalz, Sitz Mainz

LZB von Schleswig-Holstein Sitz Kiel

LZB von Saarland, Sitz Saarbrücken

-13-

Direktorium Das Direktorium ist zentrales Exekutivorgan geblieben und verantwortlich rur die

Durchführung

1. von Geschäften mit Bund und dessen Sondervermägen

2. von Geschäften mit Kreditinstituten, die zentrale Aufgaben in der

Bundesrepublik haben (1),

3. von Devisengeschäften und den Verkehr mit dem Ausland, sowie

4. von Offenmarktgeschäften.

Einfluss der Schliesslich hat sich bei der Wahl des Präsidenten, des Vizepräsidenten und der

Bundesregierung übrigen Mitglieder des Direktoriums der Bundesbank einiges geändert; sie werden

nunmehr von der Bundesregierung vorgeschlagen und vom Bundespräsidenten auf

die Dauer von 8 Jahren (mindestens 2 Jahre) ernannt (vergleiche FRS in USA, S.18).

LZB-Vorstand Die Landeszentralbanken haben ihren Namen und Sitz behalten. Seit Bestehen der

Bundesbank heißt es statt "LZB von..." jedoch "LZB in (in) ". Die 11 Landes-

zentralbanken (2) - in jedem Land eine - sind jedoch zu Hauptverwaltungen der

Bundesbank umgewandelt und haben funktionell und rechtlich die Stellung von

Filialen ohne eigene Rechtspersänlichkeit. An der Spitze einer Landeszentralbank

steht weiterhin der Vorstand; er besteht wie vorher aus dem Präsidenten der

Landeszentralbank, dem Vizepräsidenten und manchmal einem weiteren

(1) Anmerkung: Dazu gehören: Kreditanstalt für Wiederaufbau, Landwirtschaftliche Rentenbank, Deutsche

Genossenschaftskasse, Deutsche Girozentrale, Deutsche Kommunalbank; für Einteilung ist

im Zweifel der Zentralbankrat zuständig;



l. der Gesbhäfte mit dem Land und den öffentlichen Verwaltungen des Lal'ldes:

2. der Geschäfte mit den Kreditinstituten ihres Landes, wozu fast sämt-

Selbständi,go-
kei t der L7.13

--

Beirat

-

14

,Mitglied (Nordrhein-Westfa1en, Baden-WüXttemberg, Bayern). Den Vorständen

der Landeszentralb~~ken tmterstehen weitere Zweiganstalten in ihren L&~-

dern (1).

Die Selbst~digkeit einer L~~deszentralb~~k beruht weiterhin zu eine~

grossen Teil auf seiner spezifischen Aufgabenstellung hinsichtlich

liehe Geldinstitute des L~~des, auch die Filialen der GrossbaP~en,

gehören, sOl"lie

3. der herausgehobenen Stellung des Vorst~~des durch die Entsendung ,seines

Präsidenten in den Zentralbankrat.

Die Präsidenten der LZB werden nunmehr auf Vorschlag der betreffenden

Lroldesregierung vom Bundespräsidenten ernannt; der Vizepräsident und das

. dritte Mitglied in einigen Ländern werden vom Zentralbankrat vorgeschla-

gen und vom Präsidenten der Bundesbank im Regelfall für 8(mindestens

zwai Jahre) ernannt.

Hierin ist eine ganz klare Zu..11éÙ"..me der "Zentralkräfte" festzustellen,

hinter der die Absicht steht, diese Positionen vor allem mit Fachleuten

aus den eigenen Reihen der ~Qlldesbank zu besetzen.

Schliesslich gibt es noch einen Beirat bei jeder LZB, der in seiner Zu-

s~TImensetzung dem frühEren Verwa1tu..11gsrat der LZB etwa entspricht {2);

er hat nur keinen Organcharakter in..i1erhal"bdes Systems mehr. Seine

Hauptaufgaben bestehen vor allem darin,

1. mit dem Präsidenten der LZB (unter seinem Vorsitz) ûöer zentrale

~ráhru~gs- ~~d kreditpolitische _~11gelegenheiten zu beraten und

2~ mit dem Ges~~tvorstand regionale Aufgaben der LZB zu besprechen.

Sinn dieses Beirates ist es weiterhin, ûôer die Aussprachen mit den

Landeszentralb~~präsidenten direkte Infcrmationen hoer die Lage und

Entwicklung in den verschiedenen Wirtschaftskreisen 'der Regionen bei

der Entscheid1illgsfind~~g im Zentralbankrat Z~ geben;'

.../...

( '
\

.1.', am 30.6.1966 : 246 Nieder1assDngen,
lli1d185 Zw~igstellen

(2) siehe B 12, Seite fi

davon 61 HauptstellenP..nmerku.ng:
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KompetenzverlaAerung

Zentralisiel"'ung

Die Gewichte zwischen Zentralb~~~rat, Direktorium lli1d.LZB-Vor-

ständen haben sich zugansten des ZentraloaP~rates verlagert.

Die einheitliche EntscheidlL~gsfindung und einige zusätzliche

Kompetenzen ~vurden bei der Bundesbank zentralisiert. Der Zen-

tralbankrathat nicht nur die ~litglieder des Direktoriums auf-

genow~en, sondern auch einen Teil seiner früheren Fwclctionen

ûóernommen. D~~it haben die LZB-Präsidenten n1L~me~x auch einen

ungenaue Kompetenz-

abgrenzung

. Einfluss auf Funktionen, die vorher dem DirektoriQm vorbehalten

>iaren. Umgekehrtsind jetzt die 1.1itglieder des Direktoriu.'I1S

direkt am ~~tscheidungsprozess im Zentralb~~rat beteiligt.

Das Fazit aus diesereigenartigen Konstrwction kann etwa wie

folgt zusammengefasst werden : Zwar gibt es keirle genauen Kom-

petenzabgrenzungen zwischen den einzelnen':'Org~~en der Notel1ban.~

mehr, die tatsächliche Aufgabenteilung ist grösstenteils die

alte geblieben, jedoch die entscheidende währungspolitische

Rolle des Zentralban.~ates im B~~~system ist eindeutig noch ge-

stärkt aus dieser Entwickl~~g hervorgegangen.

-

~~tionsbereiche der Bundesbank

Die-Aufgaben der Deutschen Bundesbank können heute ~~rz damit

umscpxieben werden, dass sie

_ Aufgaben a) den Geld~mlauf und die Y~editversorgung zu beeinflussen hat

m..'_'+u c.
,

"""Y> '7.'
1 t d. '.7." .

(';h
.

rn
f

C'
.-- '. ,nnd._. -,~e_se zung, -le ~~2...o.rlL~gzu SJ._ e. ,<ol
_ ,

"'"'

b) für die b~~mässige Abwickl~~g des Zahl~~gsverkehrs

im In.l2:<1d scwie

mi t dem _4.uSland

veran:tr,.jortlich ist. (1)

Tätigkeitsbereiche Daraus ergeben sich die bekannten Zuständigkeits- v~d Tätigkets-

bereiche der B~~desbaP_~

1. Notenmonopol lli~dNoten~asgabe

2. Diskont- und Zinspolitik

3. IQindestreserv8politik

4. Offenmarktpolitik

I
Il1o. _/' . . .

(1) Anmerkung (2) S. 16.
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5. Geschäftsverkehr mit der öffentlichen Hand

6. Devisenpolitik und Devisengeschäfte

7. Statistische Erhebungen und Veröffentlichungen

8. Mitwirkung bei der staatlichen Bankenaufsicht nach Bundesbankgesetz

Unabhängigkeit Die Unabhängigkeit der Bundesbank gegenüber der Bundesregierung bleibt

weiterhin durch den gesetzmäßig abgegrenzten Auftrag (93 BBankG)

gewahrt (1), und wird im Paragraphen 9 12 BBankG noch ausdrücklich

unterstrichen, in dem es heißt,
"

Sie (die Bundesbank) ist bei der

Ausübung der Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zustehen, von der

Weisung der Bundesregierung unabhängig." Sie bleibt aber verpflichtet, die

allgemeine Wirtschaftspolitik der Bundesregierung zu beachten und im

Rahmen ihrer Aufgaben zu unterstützen. (2)

(1) Anmerkung:

siehe Wortlaut de~ Paragraphen 3 BBankG über Aufgabe: "Die Deutsche Bundesbank

regelt mit Hilfe der währungspolitischen Befugnisse, die ihr nach diesem Gesetz zustehen,

den Geldumlaufund die Kreditversorgung der Wirtschaft mit dem Ziel, die Währung zu

sichern, und sorgt für die bankmäßige Abwicklung des Zahlungsverkehrs im Inland und

mit dem Ausland".

Deutsche Bundesbank, Mitteilung Nr. 1003/67 vom 18.12.67.

(2)Anmerkung:

siehe Ausführungen über Bank deutscher Länder, S. 8;

ferner ç 13 BBankG über Zusammenarbeit mit der Bundesregierung.



- 17 -

3. Vergleich des f5deralistischen Barksystems vor 1957 in TIeutschland

und des amerikanischen "Federal Reserve System"

":BoaI'd of

Goyernors"

-
Politische

Stellung

Funktion

It Finanzierung

Kontrolle

31 ])as "Federal Reserve S,rstem" FRS in den USA

311 Aufba.u

TIas im Jahre 1913 entstandene FRS in den Vereinigten Staaten

glied.ert sich in drei Organisationsstufen :

a) die oberste Stufe stellt der Rat der Gouverneure dar (1):

:Dieses Gremium, in englisch "Board of Governors" (BoG) ist

das oberste Entscheidungsorgan f~r die Geld-und Kreditpolitik

sowie Aufsichtsbeh8rde ~ber die Federal Reserve :Ba11ks (2).

Es kar...nals eine unabh~ngige Regierungsste1le angesehen werden,

welche die Verbindung zwischen den verschiádenenOrganen der

Regie~~ng und des [ongresse~ einerseits und des Banksystems

andererseits herstellt. Ferner vertritt es letzteres juristisch

11berivacht unter anderem die Auslandsgesch~fteder "Federal

Reserve .]an..1{s"(FRB) und hat schliesslich einen Rechenschafts-

bericht gegenttber dem amerikanischen Kongressabzugeben.

Sowohl die ]udgetent~rfe der einzelnen FR-Banken als auch die

Ernennung von deren Prè':sidenten und Vize-Prê:sidenten sowie

s~mtliche Gehaltsvereinbarungender FRBmitihren Beamten und

Angestell ten bedttrfen der Bestê:tigl.lng durch das "Board".

1}ie Kosten, die beim ":Board of Governors" in Erf'tIllung seiner

Aufgaben anfa.llen, vierden von den "Reserve :Banks" getragen.

Seine Gesch.è:ftsfiïhrung wird j£!hrlich durch "5ffentlich

bes t.all te Experten I! lIberprt1ft.

.../.....

(1) Beard of GoveZ'l1ors, "T'he Federal Reserve System~; Purposes and
Functions", 1963, 1>lash. liC; siehe Seite lï.

(2) Aufglieder~rrlg der ]al~ken ~n den USA siehe Annex II.
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Das "Board" besteht aus sieben hauptamtlichen Mitgliedern, die vom US

Präsidenten für 14 Jahre ernannt und vom Senat bestätigt werden. Der

Vorsitzende des "BoG" ist gleichzeitig Mitglied des "National Advisory

Council on International Monetary und Financial Problems" bei der US-

Regierung und Vorsitzender des "Federal Open Market Committee". Nur

folgende Bedingungen müssen bei der Besetzung des "Board of Governors"

eingehalten werden:

1. Es dürfen nicht zwei Mitglieder aus dem gleichen FR-Distrikt ernannt

werden und

2. die einzelnen Wirtschaftsgruppen (Handel, Industrie, Banken und

Landwirtschaft) müssen gleichmäßig vertreten sein.

Als eines der wichtigsten Gremien_aufBundesebene und als Bindeglied

zwischen

"BoG" und "FRB" stellt sich das "Federal Open Market Committee" (FOMC)

heraus, das sich aus zwölf Mitgliedern zusammensetzt und sich in kurzfristigen

Abständen von 3 bis 4 Wochen am Sitz des "BoG" in Washington trefft; neben

den sieben Mitgliedern des "Board of Governors" werden jährlich fünf

Präsidenten von den "Federal Reserve Banks" gewählt; einzige Besonderheit:

der Präsident der "FRB New York" ist automatisch Mitglied und

stellvertretender Vorsitzender dieses Gremiums.

An den Sitzungen und den Diskussionen des "FOMC" nehmen alle Präsidenten

der FR-Banken teil, so dass die verschiedensten Aspekte im gesamten Federal-

Reserve-System bei den Entscheidungen in Rechnung gestellt werden können.

Zur Teilnahme an den Abstimmungen sind jedoch nur die fünf ausgewählten

FRB-Präsidenten zugelassen. Die Aufgabe dieses Komitees ist es, die

Offenmarktpolitik (1) des Banksystems zu beschließen, welche aber dann von

der New Yorker FRB als Agent durchgeführt wird.

(1) Anmerkung: Die Offenmarktpolitik des "Federal Open Market Committee" besteht zum größten Teil aus

Ein- und Verkauf von Regierungsanleihen und in Transaktionen von Devisen; siehe Board of

Governors, The Federal Reserve System, S. 31 ff, S. 238 ff.
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Council

Federal Reserve

Banks
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Schließlich steht dem "Board of Governors" noch ein "Federal Advisory

Council" beratend zur Verfügung. Es besteht aus zwölfMitgliedern, die je aus

einem der "Federal Reserve Districts" kommen. Sie werden jährlich vom "Board

of Directors" (BoG, siehe Seite 20) der zuständigen "Federal Reserve Bank"

ausgewählt und sind meistens Direktoren von Geschäftsbanken. Dieses

Gremium tritt viermal im Jahr zusammen und berät mit dem "Board of

Governors":

a) Die allgemeine Wirtschaftslage

b) die Geld- und Kreditpolitik sowie

c) die Organisationsfragen des "Federal Reserve System"

Für einen Gedanken- und Informationsaustausch zwischen den "Federal Reserve

Banks" bestehen neben anderen Konferenzen und Komitees noch folgende wichtige

Institutionen: in Form eines losen Zusammentreffens, kommen die Vorsitzenden

des "Board of Directors" der FRB einmal im Jahr in Washington zur so genannten

"Chairmen's Conference" zusammen, und wenigstens dreimal im Jahr treffen sich

die Präsidenten der FR-Banken zu formlosen Arbeitssitzungen über die

Zusammenarbeit zwischen "BoG" und "Federal Reserve Banks" in den

"Presidents' Conferences".

b) Die zweite Stufe des Banksystems bilden die zwölf "Federal Reserve Banks" (1)

Sie können als eine Art gemeinnützige Gesellschaft des privaten Rechts (2)

angesehen werden, bei der die Mitgliedsbanken des Bezirkes Anteilseigner sind,

indem sie Aktien der zuständigen "Federal Reserve Bank" zu zeichnen haben. Die

Mitgliedsbanken anderseits aber besitzen nicht die Rechte wie gewöhnliche private

Aktieninhaber, da die "Federal Reserve Bank" im Dienste des Gemeinwohls stehen

soll und keinen Erwerbscharakter hat (3).

(1) Aufstellung siehe Annex II.

(2) "a corporation organized and operated for public service", The Federal Reserve System, S. 18

(3) Finanzverhä1tnisse der FRB siehe Annex III.
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Ihre Aufgabe ist es, die im ":Board of Governors" formulierte

Geld- und Kreditpolitik in die Praxis umzusetzen.

l'a es sich beim ":Boardtl nur um gr".:mds~tzliche Entscheidungen

handel t, gilt es bei den FRJ3n, den Rahmen oder die entsprechen-

den Richtlinien unter :Beracksichtigungregionaler Interessen
--'..

aus zuf'tUlen.

Hierbei treten vor allem in Aktion :

1) das tI:Board of' ])irectors ti der Federal Reserve :Bank und

ihrer Filialen

l'as":Board of' Directors" der FRE setzt sich aus neun Mitgliedern

zusammen (1), von denensechs von den Mitgliedsbanken ge~h1t

und drei vom ":Board of' Governors" (:BoG) ernannt werden.' Von den

drei letzteren wird einer zum Vorsitzenden ("chairman of the

:Board of Directors") und einer zum stellvertretenden Vorsitzen-

den ("deputy ohairman")dur~h dieses -oberste Gremium desFR-
'

System bestimmt.Der Pr~sident und der ersteVizepr~sid.ent

einer FRJ3 werden vom ":Board of'Directors", jedooh ist.die Zu-

stimmung des ":BoG" not- endig, f'Ur ft!nf' Jahre ernannt.

2) der "Federal, Reserve Agent"

.Der'Vorsitzende des ":Board of Directors" ist gleichzeitig

I1Federal Reserve Agent'! der jeweiligen FRE. . Dieses Amtetellt

eine Art offizieller Vertretung des ":Board of' Go';ernorsrt bzw-~'

des FR-System bei der jeweiligen IfFederal Reserve.-:Bank" dar

und besteht vor allem in der Überwachung qerAusgabe von-

"Federal Reserve Notes" (2 )-..'Gegen Deokungspapiere wie Gal d-

zertifikate, Regierungssicherheiten oder diskontierungsf~hige

kurzf'ristigepapiere gibt der "Federal Reserve AgentU FR-N0.t~
aus bZW. nimmt er bei ~berscht1ssigen Geldvolumen von der FRB

ztItrl! ok .
..,-.'.../.~

(1) Anmerkung: Auf'teilung : drei 1)irektorenkommen aus dem Bankwesen, sie

sollen der Kategorie der A-Direktoren angeh5ren;
drei Direktoren kommen aus der Wirtschaf't, sie

sollen der Kategorie der :B-Direktoren angeh5ren; .

drei Direktoren kommen vom :BoG, sie sollen der
Kategorie der C-Direktoren angeh5ren;

Je ein Direktor der Kategorie A und :B wird von einer der drei
Bankgruppen bestimmt (Klein-, Mittel-, Grossbanken).

(2) Anmerkung: Da.neben gibt es :Banknoten mit der Auf'sohrift "United States

Notes", die vom US-Schatzamt (siehe S. 180, Federal Reserve
System) ausgegeben werden.
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c) TIie dritte und unterste Stufe des ]ar~systems bilden die

Mitgliedsbar~en (1)

.Merrlbe:j:'bar1.:s. Alle "National :Barks" sind oblige. torisoh Mitglieder des Federal

Reserve S;jrstems, die "States Banks" k51'11'len freiwillig ihm bei-

tre ten.

.

Naeh einer AufsteTInng VOID Dezember 1966 gehörten nurweniger als

die H~lfte aller :Banken in den Vereinigten Staaten dem "Federal

Reserve System!! an, jedoch hielten sie etwa 3/4 der gesamten :Bank-

einlagen und mehr als 83 % der Siehtguthaben. Dadurch wird nach

Auffassung des ":Board of Governors" (2) in ausreichendem Masse

die Wirksacl~eit der geld- und kreditpolitischen Instrumente des

FRS in den Staaten gen~hrleistet.

312 Funktionsbereiche, Kompetenzen, Instrumente

Zur einfacheren.und schnelleren Doersieht ~ber Kompetenzen und

Instrumente im "Federal Reserve System" werà.en die wichtigsten

Funldionsbereiche der "Federal Reserve :Banks" auf folgende

Aspekte beschr~nkt :

.
1. Steueru.ng der Geld- und Kapi talversorgung

2. Bank der Banken (f~ die Mitglieder des Systems)

:3. BarJc der US-Regierung

4. Kontrolle des Bankwesens.

...J...

(1) Aufgliederung der Banken und ihrer Einlagen siehe aueh Annex II

(2) t'Board of Governors", The Federal Reserve System,s. 25.



1. Geld- und KaDitalversorgung

Aufgabe~be~eich~

Geldversorgtmg

"Federal Resarve notes!!(l)

Mt!nzen und "United States
notes" (1)

steuerung derLi~uidit~t
bei den Mitgliedsoa~~en

.
steuerlli~g de~ Liquidit~t

und der Zinssf:ttze allgemein

- Steue~~g der Zinss~tze

.
Zinss~tze fÜr Spar- und

Termi?leinla.gen

Beeinflussung von

B6rsen"U.'1lst:Ctzen

- 22 -

Kompetenzen

Federa' Reserve Bar~~s
(Federal Reserve Agents
des Board of Governors)

- US - Schatzamt

Board of Gover?lors
setzt Reserven der Banken
fest (:Banking .Art, 1935)

unte~schiedliche Reserve-

vorschriften m6g1ich fill'

a) Reserve City Banks

0) Reserve Countr;y- Banks

"Federal O"Oen Market
Committee It

(Manager of the Open Market
Account)

jede "Federal Reserve :Ba1L~"
setzt ihren eigenen Diskont-
satz fest; Board of Gover--
liars tfoe:rprtlft und aat zt

allgemeine Bedingangen
fes t ( "Regulation A ti)

Board of Governo~s setzt
Maximals~tze für Spar-
kassen- und Termineinlagen
fest ("Regulation Q", keine
Zinsen auf Sichteinlagen)

:Board of Gcvi3:rnorslegt
Einschusss~tze fUr
Effelde:1kredi te fest;
(Federal Reserve System
Überwacht dievon Bal~~en

u."ld Makler und 1iertpapier-
h~ndler ge"~hrten Kredite)

Instrumente
(Ba,.sis)

"Government

securities"

(25 % Golddeckung im
Jahre 1968 aUfgehoben)

rUndes treservepoli tik
(die prozentualen
S~tze f~r die Mindest-
reserven basieren auf
Sicht-, Spar~ u.~d
Termineinlagen; es
k81Lnèn auch Kassenbe-
stt:Cnde der.Banken in
die Reserveneinbezo-
gen werden)

- Offenmarktpolitik (2)
(US-Government secu-
>rities'u, "bankerts

acceptances", aU8-
l~ndische ~visen)

])iskont:po1itik (3)
( f\5deralistisch,

meist jedoQh Ände-
rungen gleichzeitig)

Zins:poli tile

"margin requirements II

(z.B. Iezemoer 1967,
70 %) .

(1) A:nmerku.llg : ausftthrlichere ra.rs~e11ung, Board of Governors, The Federal
Reserve System, Seite 18C.

(2) siehe, dgl. Seite 231.

( 3) siahe, dgl. Seite 31, Sei te2)2 fL
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- Th;;,.,isenhandel Fsderal Reserve Bank,
New York, ist Agsnt des
Schatzamtes bei Gold-
~~d Th37isen-Transaktionen

Swa-p-Politik

Open-Market-Transaktionen
mi t I:eviS511

Kapi tala;'.lsfuhr

a) Ausla.ndskre di te

durch :Banken

b) durch Industrie

- Board of Governors RÜ:htlinien fÜr

Gew~hrUl1g vori

Auslandskrediten- US-Schatzamt

2. Bank der J3anke11 :

das Federal Reserve System vereinfacht

a) das Scheckeinzugsystem- fttr das gesamte Wirtschaftsgebiet der USA

b) telegrafische zahlungsan1ieisu..'1.gen.

jede Mi tgliedsbarJc hat ein "Reserve Accounttl bei der zu.stè:ndigen

tlFederal Reserve Ban...1.;:t!zu hal ten.

Mi tgliedsban..1<::tm k8nnel'.l Kredite bei der tlFederal Reserva Bank"

aufnehmen; (dies geschieht aber sehr selten);

hierzu besteht jedoch kein automatisches Recht ;

als Liquid.itf!tsquelle wird der "Federal F'Ul1dsMarket II(1) bevorzugt.

3. Bank der US-Regierung

Ver-vra.ltung der J)eposi ten und .Abwickl~'1g des Zahlu..YJ.gsverkehrs fÜr

die Regier~"1g;

Übernahme eines Teiles der Verwal tungsarbei t reI' Àusgabe und Rückzahlung

von Regie~~ngsanleihen.

/...

(1) A:mnerku.."lg: Eine Art "Markt für den Handel mittroerschussreserven" ,

siehe auch Beard of Governors, The Federal Reserve System,
Seite 49.
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4. Kontrolle des Bar~wesens

Bei der Zulassung, Beaufsichtigung und P~Jfung im Ea~~- und Kreditsektcr

gibt es sowohl b~~desstaatliche (Regierung, Schatzamt, Federal Reserve

System), als auch staatliche und lokale Instanzen mi t übersc1L>1eidellden

Kompetenzen in den USA.

'l'las étie Kontrolle im "Federal Reserve S;'}tstem" angeht, sind folgend.e

Instanzen zust~ndig;

ftir

!r:Board of. Governors" "public accountants"
(6ffentlich bestallte
Rechmmgsprttfer)

"Federal Reserve ::Barks" '1Board of GO'1iTernors ,.
oder

6ffentliche Gesellschaften
ftir Rechnungsprtifung

"Na tiona.l :Bar-l<s 11 "Comptroller of the Currency"
(AbteilU->1gbeim Schatzamt)und
Revisiensabteilung des FRS
beim 11:BoG'I.

"State :Banks I1Boarc: of Governors II in

Zusammenarbeit mit regionalen

Kontrollorganen in den
einzelnen Staaten

~~ndesfilialen aller

r.utgliedsbanken
- ''Board of GO.y"'6rnors"

Grllndung von J3anken- und
Finanzgesellschaften f~r
Aus~ändsgesch~fte durch
:Mitgliedsoan.1{:en

":Board of Governorsll

Bar~1{:en, allgemein IIFederal :Deposit Insurance

Cc:!'J:.ora tien I'
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32 Die wesentlichen Unterschiede zwischen dem System "Bank de"'c:Ltscher

Länder Itund dem "Federal 'Reserve System"

321 Die &lsatzpunkte des Vergleichs

Um einen einigermaßen aussagefähigen Verglôich zwischen den beiden

Zentralbanksystemen anstellen zu können, w~rde versucht, beide Modelle

ill ein etwa gleiches Schema einzuordnen, dessen Aussagekraft vor allem

auf den folgenden Gesichtspunkten berlh~en soll:

!e
1. Wie ist das Zentralb~~system organisatorisch gegliedert und wie

e~eh sich seine einzelnen Institutionen in den politischen Ent-

scheidungs- und (demokratischen) Kontrollramaen ein?

2. Welche Einflüsse und Austauschverhältnisse personeller oder

poli tischer Art bestehen zwischen dim Dol itischBn Organen und

d5iJ.monetären Entscheidungzinstanzen "Lmd auf welcher Ebene, föde-

ralistischer oder regionaler, vollziehen Sle sich?

3. Welche personelleü Integrationsve.rhältnisse, vertikaler und hori-

zontaler )~t, existieren im Zentralbanksystem, wer bestimmt die

Zusammensetzung einzelner Gremien und wie sieht der weitere Ent-

scheidungs- oder Delegationsweg aus?

"e
4. Welche k1satzpunkte personeller oaer sachlicher Art haben die

Kontrollorgane in den beiden Zentralbanksystemen und wie sehen

schließlich die Kapitalverhältnisse und finanziellen Abhängig-

keiten im gesamten System aus?
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1. Trotz annähernd vergleichbarer Stufen in den beiden Zentralbanksystemen,

von der Ebene der Mitgliedsbanken bis zum gemeinsamen

Entscheidungsorgan aufBundesebene, bestehen von der politischen

Beeinflussungsebene her entscheidende Unterschiede:

a) Während das deutsche System auf den administrativen Gegebenheiten

und damit Grenzen der bestehenden Länder der Bundesrepublik

gegründet ist, sind im amerikanischen System die "Federal Reserve

Districts" nicht mit den gegebenen Staatsgrenzen identisch, sondern sie

umfassen gleichzeitig mehrere Staaten oder selbst das Gebiet eines

Staates ist aufgeteilt und gehört verschiedenen "Federal Reserve

Districts" an. Daher wurde in der Hierarchie der politischen Organe in

"FRS" im Gegensatz zur Landesebene der Ausdruck "Regionalebene"

gewählt.

b) Beim Vergleich der politischen Einflussebenen ist der genau

entgegengesetzte Ansatzpunkt der politischen Entscheidungsorgane im

Hinblick auf die Ebenen im Zentralbanksystem von vornherein ins Auge

stechend; im amerikanischen System ist es die Bundesebene, die

bestimmend ist, während aufregionaler Ebene etwa in Form von

Interventionen auf Staatsebene überhaupt kein Einfluss zu verzeichnen

ist, sieht man mal von der Kontrolle bei den Staatsbanken ab.

Wie aus der Übersicht I unzweideutig herauszulesen ist, gehen in

Deutschland bestimmende Impulse von den Regierungen der Länder aus.

Die Bundesebene tritt nur durch die Abführung von Überschüssen aus

der Aktivität deutscher Länder (BdL) in Erscheinung. Das deutsche

System manifestiert damit von seinem strukturellen Aufbau her eine

größere politische Unabhängigkeit seiner obersten monetären

Entscheidungsebene.

c) Ein weiteres auffallendes Unterscheidungsmerkmal zwischen beiden
.

Systemen ist ihre unterschiedliche Voraussetzung in der Mitgliedschaft

der vorhandenen Banken und Kreditinstitute sowie ihre Einordnung in

das Kontrollsystem; während in der



<

Kontrollsystem

.

. .

Austausch-

verhältnisse:
politische

Organeund
monetäre Ent-
scheidungs':'."

instanzen
.

politischer

Einfluss

-

personelle
Integrations-
verhältnis im
System

\
\
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BRD sämtliche GeschäftsbankeIi und Kreditinstitute (1) ange-
.

gliedert waren und nur jeweils eine Bankaufsichtsbehörde in'

jedem Bundesland vorhanden war, besteht in den nUSA"aufgrund

von "national bariksrl,"state banks!!,"member and non-member

banks!! kein alle Ba~~en oder Kreditinstitute umfassendes

System zur Verfügung und eine ganze Redhe von ve:r:sèhiedenen,

~9¥~rollorganen, die .sich häufig in der Kompetenz überlappen,

ist die Folge(siehe unter Punkt 4).

2. Einzig eéhte Personalunion eines Nitglieds des Zentralba:iiksystems.
-. . - ..

mit einem politischen Entscheidungsorgan besteht nur im ameri-

kanischen "FRS!!; dort ist der Vorsitzendedes nBoG" als höchster

Repräsentantdes organisierten Banksystemsgleichzeitig lÜtglied
. . .

des UN~~ional Àdvisory Council" der Bundesregierung. Im flBdL-

.System"> dagegen konnten nur inumgekehrter Richtung derFinanz-.

und Wiftschaftsminister, und' zwar ohne Stimmrecht, an den

SitzuIigeIides Zentralbankrates teilnehmen.

Ebenfalls als tlexterner quasi-politischer Beobachter" war. der .

Leiter de:r Bankaufsichtsbehörde einesjeden 'Landes im Verwaltungs-

rat, d~m KontrollorganderLZB vertreten.
. .. .

AbgesehEm von den Ernennungen von "Nicht-Regierungsmitgliedern"

in den LZB-Gremien durch die verschiedenen Minister (Fach-) ,der

Länder gab el? keinen direkten Einfluss "von aussenn auf die ein-

zelnen <Drgane oder Institute des BdL-Systems. Im "FRS" vollzieht

sich ganz auffallendder äussere Einfluss auf der.politischen

Bundesebene; über dieErnenn~ng der 7 Mitglieder des tlBoGtfauf

14Jahre reicht der Einfluss der politischen Exekutive indirekt

bis zurBestimmung und Einsetzung der Führungspersönlichkeiten

in den "FRB-Gremienu.

3. Während das BdL-System eindeutig vertikale Grundzüge, und zwar

in der Richtung von unten (Landesebene) nach oben(Bundesebene),

aufweist, besonders in der Stellung und Rolle der LZB-Präsidenten

im Gesamtsystem, sind die personellen Integrationsverhältnisse

...1...

(1) Anmerkung Ausnahmen siehe Aufzählung S. 13, Anmerkung 1)
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im "FRS" weit komplexer und schwieriger zu beurteilen; einerseits besteht die

unter 2. schon erwähnte vertikale Struktur von oben (Bundesebene, BoG) nach

unten (Regionalebene, FRB-Gremien), anderseits ist auch in umgekehrter

Richtung ein Integrationsprozess zu verzeichnen, der von den Mitgliedsbanken

zum "BoD" der "FRB" (Ernennung von 6 Direktoren) geht und neben der

Entsendung von flinfFRB-Präsidenten in "FOMC" (Federal Open Market

Committee) vor allem von Bankdirektoren aus einer ihrer Mitgliedsbanken in

der "Federal Advisory Council" aufBundesebene seinen Ausdruck findet.

Gleichzeitig kann in dem Institut des "FOMC", aus seiner Stellung und

Zusammensetzung her, eine Art horizontaler Integration im System gesehen

werden, einmal als komplementäre Entscheidungsstelle auf Bundesebene neben

dem "Board" und zum anderen darin, dass zwei FRS-Instanzen (BoG und FRB)

dorthin gemeinsam Mitglieder entsenden, wenn auch nicht in gleicher Anzahl.

Obwohl in beiden Systemen eine direkte Verbindung zwischen Geschäfts- bzw.

Mitgliedsbanken und der regionalen Ebene vorhanden ist, haben die "member-

banks" im "FRS" aus ihrer Rolle als Kapitalgeber und Miteigentümer der

"Federal Reserve Bank" heraus eine einflussreichere Stellung, was darin zum

Ausdruck kommt, dass ihre Vertreter im Entscheidungsorgan (BoD) der

jeweiligen "FRB" sitzen und nicht - wie im BdL-System - mit 3 Vertretern von

Seiten der Kreditinstitute im Verwaltungsrat, dem Kontrollorgan der LZB, eine

sekundäre Stellung einnehmen müssen.

Wâhrend im "FRS" die Funktionen und Kompetenzen der einzelnen Organe,

BoG = Entscheidung

FOMC = Entscheidung und Exekutive

Federal Advisory Council = Beratung

BoD = Entscheidung

Federal Reserve Agent = Exekutive

FRB-Präsident = Exekutive

nicht immer streng logisch und eindeutig (Trennung zwischen Entscheidung,

Ausflihrung und Kontrolle) aufgeteilt sind, ist in dieser Hinsicht eine klare

Trennung im BdL-System festzustellen,
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Zentralbankrat = Entscheidung

Direktorium = Exekutive

Vorstand der LZB = Exekutive

Verwaltungsrat = Kontrolle und Beratung

Delegations-

verhältnisse

Ein weiterer Unterschied scheint bemerkenswert; die Regionalebene im "FRS"

scheint formal und praktisch einen grösseren Aufgaben- und Arbeitsanfall

bewältigen zu müssen als es auf der LZB-Ebene im deutschen System der Fall war;

hierzu sei vor allem erwähnt, die Sonderstellung des "Federal Reserve Agent" für

die Geldversorgung der "FRB", die Abwicklung der "OMP-Operations", die vorher

im "FOMC" formuliert wurden, durch die einzelnen "FRB" und die Rolle der

Diskontpolitik in der "FRB" durch das "BoD".

Ansatzpunkte 4. Im "FRS" bestehen aufBundesebene drei sehr unterschiedliche

der Kontrolleinrichtungen:

Kontrollorgane - die "public accountants", die die Ausgabenrechnungdes "BoG" überprüfen,

- "the controller of the currency", eine Abteilung des "US-Treasury", die vor

allem die Aufsicht über die "National Banks" innehat, sowie

- die Revisionsabteilung des "FRS" beim "BoG", die u.a. in Zusammenarbeit

mit öffentlichen Treuhandgesellschaften (öffentliche Revisionsfirmen) oder

Kontrollbehörden auf der Ebene der Staaten sowohl die "state banks" als auch

die "non-member-banks" Kontrollen unterzieht.

In BdL-System gab es auf der obersten Ebene keine offizielle Kontrollinstanz,

sondern nur die auf Landesebene existierenden Bankaufsichtsbehörden.

In den "USA" führt ferner noch aufregionaler Ebene die "Federal Deposit

Insurance Corperation" im Hinblick auf ihre Versicherungsaufgabe sowohl eine

gewisse Aufsicht als auch Kontrolle über die Kontenfùhrung derjenigen Banken

aus, die

a) Mitglieder des "Federal Reserve System" oder

b) freiwillig bei dieser Gesellschaft versichert und

c) schliesslich keiner anderen fôderalistischen Aufsichtsbehörde unterstellt

sind.
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Wie aus den Ubersichten I und II hervorgeht,bestehen schlies~-

lich in den Finanzierungsverhältnissen beider Systeme erhebliche

Unterschiede; das amerikanische "'FRS'.' wird von denNi tglieds-

banken getragen und die jährlichen Ausgaben der Organe auf
- -

Bundesebene werden von deli 'tFederal Reserve Banks" finanziert;

die-UeberschÜsse.des Systems.kommen in die Bundeskasse ; die

deutschen Landeszentralbanken fanden dagegen ihren Ursprungin
'.

. ~ > -
.

'

,

einem Finanzierungsakt, vollzogen durch die Finanzminister der
. . .

Länder, und statteten ihrerseits dann die Bank deutscher Länder

mit einem festen Grundkapi~al von DM 100 Millionen aus, so dass

letztere auch finanziell unabhängig im Gesamtsystem erschien.Die

Ueberschüsse wander,ten der entsprechendenpoliti~chen Ebene zu.

Es mag ais paradox erscheinen, _da.~s iß1 IIFRS"trotz der finan-

ziellen föderalistischenGegebenheiten,_persone~lso starke_

zentralistische Auflagen u~d Elemente~orh~Iid.en sinci(Ernennungen

und Delegation. von Hitgliede~n imsyst~~ d~r~hd~_~~()~itische

Exekutive und das "Board") ~DieErkl~~~-g lI'!agiP:cl_~r13e6ond~rheit

des "Federal- Reserve Act" v~m 23/12Î'1913"ii:~~en,.b~i ~d~m man '~lUf

eine Anzahl bestehender pri v~ter
.
U~d)3t,a.~ t~~5h~r .

Bé).nkE!n. ~ückgriff

nehmen musste und man neben einemjuristischffinanziell.sowie
. . . . _:. ; . -. ,~. ,'-::~ -.

'. ".
-, .,..

_
.

> ,'~ ~:..'
_

geld- und kreditpolitisch fÖderalistischent~Tbau_per-sÖnell

wenigstens das System straff zu organisieren'hatte~
. ..

'.'
.

Mansieht am Beispiel des "Federal Reserv.eSystemt',dass
.

_

dezentrale Finanzieru-ng und-föderalistische Organisati6nstrukt,ur
..,'"1

nicht immer-gleichbedeutend sein müssen mit politischer lind
.' . '. ',. ..

-

personeller Unabhängigkeit ~er Fühiungs~remien .~Banksy,_stem

oder. garmit einer unabhängigenPersonalpolitik'in-:den -offiziell.

teil~souveränen Gliedkörperschaften wie den "Federal Reserve

Bankst!.

Ebenso zeigt das Beispiel der Bank deutscher Länder, dass zwar

intern ein föderalistischer Heinungsbildungsprozess von unten

nach oben besteht und die Führungsspitze desZentralbanksystems

unabhängig von der Bundesregierung ist, dass aber derfreie

Geld--und kreditpolitische Aktionspielraum der einzelnen Landes-

zentralbanken sehr eingeschränkt (vielleicht sogar stärker als

im "FRSII, siehe Diskontpolitik) sein kann.

~~...:,~-:;:,' ....J
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C. Schlussfolgerungen hinsichtlich der möglichen Schaffung eines-------------------------------------------------------------
!£~~E~~~~~~~~~~~_~~~~E~~~~~~;!~~~~~_~~_~::E~E~~

1.Die wesentlichen Mermale der beiden Systeme

11. Das System II Bank deutscher Länder"

. .

Die Konstruktion des BdL-Systems ist mit dem Kapite.l~des
.
-

~
,"

viirtschaftlichen.und politischen Wiederaufbaus Deutschlands

nach. dem .2. Wel tk~ieg eng verbunden!..
.. ..

Die föderalistischeLösung beruhteeinérs~its auf der poli_:_
.. ~ ~ ",

tischen Zielsetzung,èirie~n 'Bùndesstaat; iu"sc:ha;ffen~uri.d

.
anderers.eitsa~f derTatsach~,., d.,en w'i;tsc0rftl:t~heIl re,gionalen

Nac hkr ie gsge ge benheiten Ree hn~rig ..zu'tragèrÙ ';,.
:.' ,".

Dieses föderalistisèhe ~Zentralbä.Iiksyste.m.exisÙ_lrVn:tchtmehr;
'. ".

'

. .
.'.

. ~..
.

'. '.'
~ ., 0_ ,:

...:'.
'. ;

.c'-..';':
(,.

~.-", .:.
. .- .

..'"
_,"

-
"

0_'" ~_' '... ~. _
_

:,',
:"

._, ""._'
.". '.~es wareine Uebergangslösung'in.derPhase ';der..llpolitischen
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aufgrundder neuen. pali tischen Rolle der.]3~ Im:~?::rl~~.rriáti~Iialen

Weltgesch~h~n von' dem System'~in~r;EÙlhei"t~bânk :a1Î~ch"die
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','unten nach .oben undzentr~Üeri.Entsèheidùngsp~.o:z;e:~~.:~.~\?1"er

:=~::e:tieBS eine speziellregional orien~ie,~;~0:~t~1r~:h~< .',.

.

Kreditpolitik sowohl~auf Weisungs- und En~~c~~~~u~g~k9~pétenzen
.

'
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. ...

des übergeordneten Zentralbarikrates ais' aùchâ.û~r~i.~;:~:gegebeneh
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administrativen Grenzen de!' Länder Jdie durcha1is~ièh(:i,rzirrier
"
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mit zusammenhängenden Wirtschaftsräumeniden tisch. waren"
.'

Dennoch wurde. dem System ein ausserordentlich gût~esFtinkt:i.o~:
. . .,

.:."
"'.nieren bescheinigt, was neben der starkenpolitischen Unab-.

hängigkeitdes Zentralbankrates der BdL gegenüber der Bundes-.

regierung undihrer Politik nach Könneker (1).unter anderem
t.,,"

auf folgende Punk~e zurückzuführen.war

::.-,~>../ .'~ .'.
. . .

.(1) Wilhelm Könneker, Zeitschrift für das gesamte Kredihves~n,.
20/1957; f? 796



(1 ) Board of Governors, The Federa.l Reserve System, S. 1
(2) :Soard of ,Governors, The Federal Reßerv,s System, s. 2
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1. die gute Verteilung der Arbeit bzw. Aufgaben,

2. ein gutes Zusammenspiel der verantwortlichen Kräfte,

3. die Tatsache, dass das System die Entfaltung indivi-

dueller Kräfte nicht verhindert hat.
'

Zusammenfà.ssend kann man daher als bestimmende CharaIcteristika

'des Systems "Bank deutscher Länder" die folgend~n, Begriffe

aufz~hlen ,":

,

"

.
~:_,

"-:",~

. .
-
.

1. rechtliche Selbständigkeit aller Glieder des Systems

2 . festumrisseneKompetenzen'
, ,

, , ,

' '

3. pqlitisch-ök.0nomische Aufbaubed~n.gungen '

",
, ,','

,','

,

'

4~Gle'ichgewicht'J inder politische.rl Kräfte,ver.te,~iuÏ1:g .',

'
,5! engègeld-' undkrèdit:politische Zusa~menarbe:it zwischen

den ,e:i.nzelnenEritsèheidungs- und AusfUhrungsorganen;. ,"

'12. })as' "Federal Res~rv~ System"

'Dieses]3anksysteinföderalisi;ischer ...\rt besteht seit 1913.in
. .. . .,; .

"
seine, urspr-11nglichenAufgabenbêi'den

,

"VereinigtenStaaten;

Grtlndung (1) :
"

der

dem'Land eine elas tische Geldversorgu.ng zu geben,'

die TIiskontierung von Gesch~ftswechselnzu

die Barkaufsicht zu verbessern,

sind inzwi~chen auf Umfassendere wirtschafts:poiitis~he

setzu.ngen ausgeweitet und vou diesen heutemehrpoli~iS!ch'

-."
'".

',I

"
,',

'

,-, ;

programa tischen Axiomen wie Sicherung eines angemessenèn,:"
,

"Waohs~ams bei gleichzeitig hohem Besch~ftigungsgrad,

stabil! tzt und ausgeglichene Zahlungsbilanz abge16st Tn'orden(2).:
. . ,.

"]Jas "FRS" ist ein :Beispiel für die Organisation eines' Banksystem~

in einem :politischel'l I:"'I.lndess tas. t, der Val' allem von den, folgender
f Merkmalen gepr~gt ist, dass er u~a.

a) ~oer politisch zentrale Entscheidu~gsinstanzen verfügt

(Verbindu.'>lg US-Regierung - Board - Eanksystem);

.~ ~./..;~-:". ,

"

1, ,, .,
,
1
1

'j
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b) trotz grosser juristischer Selbständigkeit der einzelnen Gliedstaaten

keine direkte politische Beteiligung ihrer Regierungen am personellen und

materiellen Entscheidungsprozess zulässt (ausser auf State-Banks und

Kontrollinstanzen kein Einfluss);

c) in wirtschafts- und gesellschaftspolitischer Hinsicht auf einen

ausgesprägten Neo-Liberalismus beruht (siehe auch Freiwilligkeit der

Mitgliedschaft im "FRS") und schliesslich

d) einen gewaltigen gemeinsamen Wirtschaftsraum umfasst, der sehr

unterschiedliche regionale Bedingungen aufweist, seien sie nun

geographischer, wirtschaftlicher oder politischer Art (geographisch-

wirtschaftlich funktionale Aufteilung der "Federal Reserve Districts").

Regionale und

funktionale

Organisation

Trotz der Schwierigkeit, den Aktionsspielraum der Landeszentralbanken einerseits

und der "Federal Reserve Banks" anderseits zu vergleichen, hat es den Anschein,

dass die "FRB" einen stärkeren regionalen Einfluss ausüben können. Dies mag auf

folgende Überlegungen gegründet sein:

erstens auf den mehr funktionalen Aufbau des "FRS", der sich manifestiert in

a) der regionalen Aufteilung der "Federal Reserve Districts" (mehr oder

weniger grosse wirtschaftliche Homogenität des von einer "FRB" verwalteten

Gebietes)

b) der Diskontpolitik beim "Board of Directors" injeder "FRB"

und schliesslich

c) der Handhabung der Offen-Markt-Politik (Entscheidung im FOMC,

Ausfiihrungsanweisungen an die einzelnen "FRB");

und zweitens auf einen grösseren Liberalismus in der gesamten

Wirtschaftsauffassung in den Vereinigten Staaten, gekennzeichnet einerseits durch

die freiwillige Mitgliedschaft im "FRS" und anderseits durch die Tatsache

überschneidender Kompetenzen einiger Organe im System (ein besonders

markantes Beispiel sind die Zuständigkeitsüber-schneidungen der verschiedenen

Kontrollorgane im System).
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l.ein gewachsenes, der wirtschaftlichen Enti-Ticklung der

. Vereînigten Staaten angepasstes System;

2. trotz" eines t1bergeOrdnetenZentralo~~h~~: (Bo~rd) .

teilweise sich 'G."be:rschneidende Kompeten'zEm ;
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(l).A.nmerkul1g : Anteil des Staatsverbrauches am BruttosozialproduktZu

Marktpreisen (in Preisen und Ifechselku.rsen von,196)h
'"Q;tièllë. : Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen 1958~1968,.:

StatistischesAmt der EUropè:ischen Gemeinscha.ften,':j.9t59.,
.':<

S. 2, 12; .
'.
~";'-::;~/f;:

."~.r'm..Jahre :1968':
.
'J:;tâatsverbrauch (~)

..
..' <BSP (Marktpreise

bereinigt)
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2) Die aktuellen währuß!!:stechnischen Voraussetzun!!:en in der

Europäischen Gemeinschaft

Strukturelle Gegebenheiten21

In keinem der gegenwärtigen Mitgliedsländer existiert zur Zeit ein

föderalistisches Zentralbanksystem; nach Gründung der Deutschen

Bundesbank, als Einheitsbank in der BRD, handelt es sich heute bei allen

Mitgliedstaaten der Gemeinschaft mehr oder weniger um den Typ eines

einheitlichen oder zentralistischen Zentralbank-systems. Weder vom

Standpunkt der existierenden monetären Statistiken, noch der vorhandenen

administrativen Strukturen oder gar der Handhabung der währungs-

politischen Instrumentarien bei den einzelnen Zentralbanken (1) kann man

zur Zeit von vergleichbaren und integrationsreifen Ausgangslagen der

bestehenden Zentralbanken sprechen.

Sowohl zur notwendigen wirtschafts- und währungspolitischen

Zusammenarbeit in der Gemeinschaft als auch als Grundlage eines

föderativen Zusammenschlusses der Zentralbanken bedarf es eines

gemeinsamen organisatorischen Ausgangsrahmens, gewissermassen einer

Art "Nomenklatur" fùr den strukturellen, administrativen, statistischen,

währungstechnischen und regionalen Aufbau eines gemeinsamen

Zentralbanksystems.

Im Gegensatz zum "Federal Reserve System" sind in den Mitgliedsländem

der Gemeinschaft sämtliche Bank- und Kreditinstitute den jeweiligen

Zentralbanksystemen eingegliedert (2) (3).

(1) Banque Nationale de Belgique, Deutsche Bundesbank, Banque de France, Banca d'Italia, De

Nederlandsche Bank.

Anmerkung: Aufgrund des Vertrages über die belgisch-luxemburgische Wirtschaftsunion verfügt

Luxemburg über keine offizielle Zentralbank; die Internationale Bank von Luxemburg, die unter

bestimmten Auflagen noch Noten zwischen 50-100 luxemburgischen Franken ausgeben kann, und die

Staatssparkasse als "Bank des Staates" haben entsprechend limitierte Aufgaben übernommen.

(2) vg!. ausführlichere Darstellungen in: EWG, Die währungspolitischen Instrumentarien in den

Mitgliedsstaaten der EWG, Kapitellund 2.

(3) Anmerkung; Im Gegensatz zu den anderen Ländern innerhalb der Gemeinschaft gehören in Frankreich die

Sparkassen nicht dem Banksystem an, sondern sind direkt einem staatlichen Spezialinstitut unterstellt

(Caisse des dépôts et consignations); vg!. EWG; Die währungspolitischen Instrumentarien, S. 28,27
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.Einige wesentliche, strukturelle, Unterschiede in den Banksystemen
. , .. ", f.

'"der Gemeinschaft, die.ohne Zweifel f?inen starken Einflliß auf die

Wahl des IvIitteleinsatzes und die Effizienz der einzelnen währungs-

politischen Instrumente haben, seien nurku.rzerwähnt (I):

a) der Anteil des Euch- oderG~ralgeldes am Geldvolumen (umlaufen-

des Geld (monnaie fiduciair~),plus sofortverfügbaresEuchgeld

(monnaie scripturale))

1:i) I. Liquidität (2) im Verhältnis zumEruttosozialprodukt (ESP):
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interne geld-und kreditpolitische'rß:aßnàhmenhaben

relativ geringe .Auswirku.ngen auf die Leî:àÎtrigsbilanz

interne währurigspoli tische Maßnahmen.habenauf' eine

etwaige negative Entwicklu.ng des.Außenhandelsbei-

trags starke Riicksich t. zun(3hinen; .

Was Unabhängigkeit und Kompetenze]2 der einzelnen moneti;tren Insti-

tutionen in den Mitgliedsländern anbetrifft, !Zie':igtcsich.heHlte noch

eine erstaunliche Vielf'äl tigkei tI:

.. (1)

.C?)

-
. .

-
. .

MAILLET, Pierre, ). ':EÓonómie" de ia'Cbminuriáutéetu.opéenne ,
':, ..Paris:1968,-$ 3Ç)?: '

.

Anmerkung: naèhMail'let istl~',Liciuidität ;gieich Geldvolumen,
'.~wie.~ter :a) definlerti

. .
, ,-
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In der Bundesrepublik Deutschland z.B. ist die Bundesbank institutionelle

und personell sehr unabhängig von den politischen Entscheidungsorganen.

In Italien fällt ein interministerieller Ausschuss, dem neben verschiedenen

Ressort-Ministerien auch der Präsident der Banca d'Italia angehört, sämtliche

wichtige währungspolitischen Entscheidungen; die Zentralbank überwacht

nur die Ausführungen der Beschlüsse;

In Frankreich gibt es keine genaue Abgrenzung der Kompetenzen zwischen

Regierung, Banque de France und dem "Conseil national des crédits".

In den Niederlanden ist die Zentralbank ähnlich der Deutschen Bundesbank

vor allem dafür verantwortlich, dass die Stabilität des Geldwertes

aufrechterhalten bleibt.

In Belgien hat der Finanzminister ein Vetorecht gegenüber den

Entscheidungen der Zentralbank.

Zieht man die Verantwortung für den Einsatz der Kreditpolitik sowie für die

Kontrolle der bei der Geldschöpfung in den einzelnen Banksystemen als

Kriterien heran, kann man die Mitgliedsländer in zwei grosse Gruppen

einteilen: In Belgien, Frankreich und Italien liegt die Initiative und

Entscheidung mehr bei den Regierungen; in der Bundesrepublik Deutschland

und den Niederlanden ist dies mehr eine Angelegenheit, die ausschliesslich in

den Händen der Zentralbanken liegt.

Die politische Was die politischen Gegebenheiten auf europäischer Ebene im Hinblick auf

Entscheidungsebene ein strukturelles Entscheidungsäquivalent zu den erforderlichen

währungspolitischen Gemeinschaftsbeschlüssen anbetrifft, kann zwar auf

Ministerratsebene eine Konsultationspflicht bei allen entscheidenden

wirtschafts- und währungs-politischen Massnahmen der Mitgliedstaaten

formell vorgewiesen werden, aber zusammen mit einern kurzfristigen

(1) Ausfuhrlichere Beschreibungen in:

BRI, Huit Banques Centrales Européens, Paris, 1963;

EWG, Die Instrumente der Währungspolitik, 1962;

KEG, DG II, Etude sur les instruments de la politique monétaire dans les pays de la CE; Chap.

T.A.I
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währungspolitischen Beistandsmechanismus lassen eine praktische Anwendung und

effektive Auswirkungen seit langem auf sich warten. Es gibt keine europäische

Regierung mit einem Parlament, das souveräne budget- und finanzpolitische

Entscheidungsbefugnisse hat, stattdessen besteht nur eine von einstimmigen

Beschlüssen des Ministerrates abhängende und in ihrer Aktionsfreiheit stark

beschränkte Exekutive in Form der Kommission, die weder für die jeweilige

konjunkturelle und soziale Situation in der Gemeinschaft verantwortlich ist noch über

entsprechende Befugnisse und finanzielle Mittel verfügt. Für wirtschaftspolitisch

wirksame Entscheidungen auf Gemeinschaftsebene fehlen heute noch die strukturellen

Voraussetzungen und ihre politische Organisation.

22 Währun2spolitische Ge2ebenheiten

Rahmen für In Anbetracht der Notwendigkeit einer harmonischen wirtschaftlichen

Koordination und Entwicklung zwischen den Mitgliedstaaten der Gemeinschaft vollzieht sich die

Zusammenarbeit Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den Zentralbanken heute noch in

einer erstaunlich unverbindlichen Weise und gleichzeitig innerhalb mehrerer

internationaler Gremien, die sich aus sehr unterschiedlichen Mitgliedern

zusammensetzen; eingerahmt von den Auflagen im IMF-System und beeinflusst

von den Beschlüssen im "Zehner-Club" soll über die Arbeit des

Währungsausschusses und im Ausschuss der Notenbankgouverneure die

erforderliche Koordination erfolgen.

Gleichzeitig - wie aus folgenden Vergleichen über die Anwendung der vier

wesentlichen währungspolitischen Instrumente (1) zur Steuerung der internen

Liquidität in den Mitgliedsländernzu entnehmenist - wenden die europäischen

Zentralbanken in sehr unterschiedlichem Masse und mit verschiedener

Wirksamkeit die jeweiligen Instrumente an (2); Gründe hierfür sind vor allem -

kurz zusammengefasst - noch stark voneinander abweichende

Wirtschaftsstrukturen in den einzelnen Ländern bzw Regionen (Indikatoren z.B.:

Sektorenanteile von Landwirtschaft, Industrie und Dienstleistungsgewerbe am

Sozialprodukt, ihr Anteil an der Bevölkerung oder der Gesamtzahl der

Unterschiedliche

Ausgangsbasis

(I) Anmerkung: Es sind zur besseren übersicht nur die wichtigsten Unterschiede auf den Gebieten

Rediskontkontingentierung oder Kreditplafond, Mindestreservepolitik, Diskontsatzpolitik und Open-Market-

Politik im folgenden behandelt.

(2) MAILLET, l'économie de la Communauté européenne, siehe ausführlicher S. 309-312 ;

BACHMANN, Entwicklung und Stand der Notenbankpolitik, Seite 41-103.
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und Habenzinsen ~~ den Diskontsatz; 'in Frankreich und Italien sind
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(1) Bachmann, Entwicklung und Stand der Notenbarikpolitik ~.., S. 100
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3. Anwendbarkeit eines der Modelle auf die eurouäischen Ge{!ebenheiten:

31 System "Bank deutscher Länder" oder "Federal Reserve System"

Fehlen einer

europäischen

Bundesregierung

Nachdem einige Charakteristika der beiden fóderalistischen Zentra1banksysteme

herausgestellt und die aktuelle währungspolitische Integrationssituation kurz

behandelt wurden, gilt es nunmehr, die wesentlichsten Elemente der beiden

Systeme mit den europäischen Gegebenheiten zu konfrontieren und Schlüsse auf

eine mögliche Anwendbarkeit bei einer föderalistischen Konstruktion der

europäischen Zentralbanken zu ziehen.

Im Gegensatz dazu, dass sowohl im "BdL-System" eine politische

Zentralinstanz in Form der Bundesregierung vorhanden war als auch im "FRS"

heute ein derartiges Gremium besteht, gibt es auf europäischer

Gemeinschaftsebene zur Zeit noch kein zentrales politisches Organ mit

entsprechenden Entscheidungsbefug-nissen etwa in Form einer Bundesregierung

der Vereinigten Staaten von Europa. Dieses Fehlen einer föderalistischen

organisierten Zentralinstanz mit Ad-hoc-Kompetenzen im Rahmen eines

"politisch-administrativenGesamtgebildes"- sei es um in Form einer Union,

eines Bundesstaatesoder einer Konföderation- muss der Aufbau eines

fóderalistisch organisierten europäischen Zentralbanksystems aber als ,

Ausgangspunkt einer Entwicklungsstrategie einbeziehen. Seine

Organisationsform jedoch ist auf die Weiterentwicklung einer politischen

Integration auszurichten, Formen und Schritte zur politischen Gemeinschaft

sind zu antizipieren, und die Wandlungs- und Anpassungsfähigkeit des

auszuwählenden europäischen Zentralbanksystems unter diesem Blickwinkel zu

untersuchen. Weniger das System "Bank deutscher Länder", das sich politisch

vor allem auf die Ebene der Landesregierungen stützte, besonders jedoch das

"Federal Reserve System" ist auf die Existenz einer politischen Bundesebene

angewiesen (siehe graphische übersichten I und II)

Wäre dennoch ohne eine wirksame politische Exekutive auf europäischer Ebene

eine Anwendung der Grundstruktur des Systems "Bank deutscher Länder"

möglich?



BdL-S~tem

"'e

,..". :
"",- .,l"':;. J.

- .

.;.,-',;

,
'.

..

\0,

Vergleich zur

europäischen

:.Aufbauphase

-

- 46 ;...

Für eine grundsätzliche Befür~rtung dieser Frage stehen vor allem

zwei wesentlicheFakten; erstens hat am Beginn des BdL-:Systems (1948).

. auCh kein voilhandlungsfähigeszentri:Ües~ politisches Organ in
"

. -, - - .-" -; . ,..' .'.

Deutschland exis:tiert(~)uridzweitel1s~ö~~nheute -a~fgr~g der:"
. . ;

. ,-
'.

,"
,.

. ~~ .,.'"
-

,.

'.'
. interna tionalenAbhängigkei ten du:rch.'geg~~s~':ii;i'ge'Jiän.d~1.~7.~d

". '. '. :-',.. ~.,
,h,.,_

. ~':.~:.,-:;.. ',_'~ ,...: ,""_"",':",',.::
_~

",0"':',..

KapitalverflechtungemwäbXungspoliiisch 1Ùbhti'geErltscheidtihgen'- .'

hicht mehr allein'auf !lat'ionalei-tEb'en~ .gefäil~':v:e;~4eri,.;~'o'h~é~nsi~'

müssen sich innerhalb'von .hestellêndeI{:ó'der'~ic~'>~~e.~i~f~~.~en
. '.

Wirtschàfts-und Währi.m'gsblöcken>ri~;}~~:prec!i.~D.det\':l?~ê~,~\i~~7isc'~en'·

.. "0 ',_ .". '.. ",-H_
.~..:

.' -'.. ":,',' '~"..,.,'-_- ~.:T
""0'-.-' _'--:>'_:"'__ ,_'-,'_':<

:._. _~__:,~
-'~'-".

.

. Gemei;n.scha.ftsgremien ,vollziehèn; <die :währtirigg:P?li:tr~.cheri.~'Y:,~rJ?f'li~llt"7"
.

.ung~n :i'n IM FÛhà. die Grunds~t~'entsch~iá~g~h'.i~:!!Zè~~~;(GXbr' .'ge'~'~n

>selbst daim noch einen rEÙatif' ~e~in~~ri.~ä1&ùn~pdlj\ls;~':~';'~àil~l~~gs-
.. 0'"

.: ~~
. .~:: ~.,~-,~.~. :; - ~

';<-:''--'':,".,
"

;~:,:'~".~~?':'.~;~.!.~:,_~:r'::"~~"'..
.

_j;~' '~-. ',,'

- .'"
,. ~ ..'... ,spiel!aum..

ë'
.-.",..,.'

,
..

'...
'

.'~.' ',." -..
~". .:.~ ":..?

J,
~'_,:-.:"''':.. i,' ~'. ',.e ':'::_~ ,. _--'~:',,-,,;'<~'+>'r~-:'~..

Besónders der Umstand, . dass das~~~~is~~~:in:'4~~"~I;"t~~'~~:f't~i~h~~':':~;
"

.

"
,',

. _..
<. :.' ~.:-

'.", =:. .> T:-~":"<" .~.-.~.,-;;~ ',~:~<-_' ::.o",~. E:f.~-~.Ç~.' '_~ _ <',
":,t;.~~.:,~?~;',.2LL'~>\ :<~:.}... <_:

. und politischen Aufbauphas~ "derBRD,gùte,'.Diêfïàt~~-el~is"tetha't'-:";',\i

. undschl i es sl'ich von einem 'straf~~r~::~?~~'r;~~-B~'~i.~;'~~I'~'~5;~~t~~'~~::~1~'>~,:
.

dem der" Deutschen Bundesbank" rei bùrigslo~'';:(~géi~¥t:<Yuf~~ ii, 'DÙig ,'-'):f~'7
','

~uf'
..

ParaI ell en und Bedingungen ~'hin~ei~~.n.<~~t{~?fi'~Ä~',~~>f~¥:f~i~f~~n~~,~~~~'~):',Z <""

europäischen Integra tionsverb.äl tni~sen ,"ähnli9h ';'~.iri.AP'::~ië?~a~s~Óhe :?'S;;~";-'
.

", ""
, ,

-:' .,.~,:.,:':-'.:' ~,',;~'."':.:./?';" '_""",'- ~"~;~~:-~'0-.\< ".,~_:.;_.~':'!.:';~'~-:,'~:'

der noch rechtlich und finanziell sèibständigei):-.Laifdeszentrà.iba,n,ken,';; ,

im damaligen BdL-System, die Unabhängigkeii:i~es :~~;e:i.~~~Jli~ri':
",:,'~',

.
- ," . . -. '-. ,.' .-."... ~

."
:.:::-. -.

'. ", .: ,"
"

'. - '.~

.Zentral banna tes gegenüber einernech wenigins:G~~i~:ht.':f.~ii\3~d..è~':'/','--':;
.

-

.
. .. . _ .~,..,' . ", -'" ",'_,:, :'t" .~-

.
. ~:.:'~-

~_,,'~~':'.~"'"~{~,\".~-~
,:.,:";.-,:;:~::" . -. ,',.

Bundesgewalt, die zentrale, n0tenbanktechnische ,Zusammêrif'assgmg:"\~;..';
..' :':_ :~ _.:~ ,,~" ~~;;._<';'~).~>,;. ~:,,,.;i"~.~ ~~:":

<

ihrer Aussenbeziehungen und die noch relatif stai-k':zUni:Voi-'scheJ.n""//'
..:,.~.".: -:. :. .;~,_M"'. '. .

"'_'0"
."...

" ~

.

kommende Autenomie der Länder und -ihrer Regierung bei' 'd~i'.Bestirluh~hg .,..

_
.

.'

.
_'o' ,' ~~i-:_~:~'::";,~~.~':'>~' < ":.':~<:~'~'-.~:;.~:'- '.

der La.ndeszentra.lba.nkprä.sidenten können leicht auf'einige'aktiiieille)/;:-:'
,''- ..- .- ..,.'. '_",~J :..,-'-,:'~" .~'"--':.:..-~.~,,,;.».;;-~:'

~,_..,:~,~

poli tische und' wirtschaftliche Bedingungen in Eurepa: Übertr~;gerië",~~.:~.;,

werden. -----.. . ~
',"

::.,
.':f.':~~'-\.

'.-~ -,-,,-'.. ~

"

Ebenso wie damals sucht man heàte ein zentralesge~d~~9-,05~â.~~h',~~'/(', ij

poli tisches Steu.erungsorgan, das sow0hl den poli tis'chenqéJIleJ:ll~~b.á,f'ts'7,.:1
.

. .\ '-.:; :~~',~.'-_:.':_,:::.-",_:~;"'.: :':~.~~:)ft'~:
<':':'" ;:'

,,~

interessen als auch den f'öderalistisch organisiert,~:nJnne~e~.Stri1kt~~~n~

insbesondere dem Delegations- und Entscheidungsprozess vo'n ;'If~ntêri ;:,::.';'.'

naoh oben" Rechnung trägt.
. -,-. .

(~) Vergleiche Ausfü~ungen Seite 4.
.. -:'.

~..
"-'

,,,' ~~ .
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Das "politisch kopflastige" und historisch unter speziellen amerikanischen

Bedingungen gewachsene "Federal Reserve System" dagegen scheint, was die

strukturellen und organisatorischen Erfordernisse einer europäischen

Aufbauphase anbetrifft, weder vom Standpunkt der politischen

Einflussverhältnisse aufBundesebene wünschenswert noch aus der Perspektive

der sich erst formierenden arbeitsteiligen europäischen Volkswirtschaft

geeignet, dem Integrationsprozess einfache und klare sowie anpassungsfähige

administrative Organisationsstrukturen zur Verfügung zu stellen.

Zentralbankbezirke Damit berührt man gleich den nächsten Vergleichspunkt: der administrative

regionale Aufbau der Systeme und die gegebenen Verhältnisse in der

Gemeinschaft; ausser in Luxemburg, welches aufgrund der mit Belgien

eingegangenen Wirtschaftsunion über keine eigene Zentralbank verfügt, haben

alle Mitgliedsländer der Gemeinschaft einen schon funktionierenden internen

zentralbankpolitischen Aufbau und eine verwaltungstechnisch schon

eingespielte Organisationsform. Nur die Art und Weise ihres internen

Aufbaues und der Verwaltung weicht noch sehr voneinander ab. (x)

Die existierenden Zentralbankbezirke innerhalb der Europäischen

Gemeinschaft weisen eine sehr heterogene Zusammensetzung auf,

insbesondere was Wirtschaftsumfang und -struktur einzelner Regionen angeht.

Sie sind damit nicht entsprechend den gegebenen regional und ökon<?misch

sinnvollen europäischen Verhältnissen eingeteilt.

Regionale Lösung Auflange Sicht wäre ähnlich dem "FRS" mit seinen administrativen

Staatsgrenzen nicht berücksichtigenden "Federal Reserve Districts" eine

Regionalisierung der Zentralbankbezirke nach homogenen Wirtschaftsregionen

innerhalb der Gemeinschaft erstrebenswert.

Pragmatische Auf mittelfristige Sicht jedoch, d.h., solange sich der politische

Lösung Entscheidungsprozess zwischen nationaler und europäischer Ebene abspielt

oder die gegenwärtigen Nationalstaaten mit einigen Ausnahmen als Ganzes

und ausschliesslich den administrativen Unterbau für die Durchsetzung der auf

Gemeinschaftsebenegefällten Entscheidungen noch darstellen, ist eine

(x) Vergleiche Ausführung in Abschnitt C.2.S. 38!
Slogan: Regionalisation in den Mitgliedsländem und Föderalisation auf europäischer Ebene!
Siehe auch Anmerkung S. 48
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ländermässige Gruppierung der Zentralbanken realistisch und angebracht (x).

Das ehemalige System der "Bank deutscher Länder" könnte auch hier

zunächst als willkommenes Muster fûr die europäische Ebene dienen.

Die Entwicklung eines europäischen Notenbanksystems im langfristigen

politischen Rahmen, d.h. im Gesamtzusammenhang der politischen Einigung

Europas zu betrachten, findet einerseits seine Berechtigung in der Tatsache,

dass die sechs Regierungschefs der Mitgliedsländer der Europäischen

Gemeinschaft im Punkt 4 des Abschlusskommuniqués der Gipfelkonferenz

vom 1. und 2. Dezember 1969 Den Haag ausdrücklich ihre Absicht erklärten,

die existierenden europäischen Gemeinschaften zum Ausgangspunkt einer

politischen Gemeinschaft zu machen, und ist anderseits auf den

kontinuierlichen Sachzwang gegründet, den die beschlossene schrittweise

Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion mit sich bringt. Ohne es

zum unumstößlichen Axiom zu erheben, scheint eine eindeutige föderalistische

Organisationsstruktur sowohl auf politischem als auch auf

zentralbanktechnischem Gebiet hierzu am geeignetsten.

Da man beim Aufbau eines föderalistischen Zentralbanksystems innerhalb der

Europäischen Gemeinschaft noch in den Anfängen steckt, besteht die Chance,

ein rationell geplantes, einfach strukturiertes und geld- und kreditpolitisch

wirksames Notenbanksystem aufzubauen. Klare Kompetenzabgrenzungen wie

im BdL-System, keine sich wie im "FRS" überschneidenden Arbeitsgebiete

mehrerer Kontrollinstanzen könnten als Richtlinien rur den inneren Aufbau

und das Verhältnis zwischen den existierenden Zentralbanken und einer

gemeinsamen europäischen

(x) Anmerkung: In einer weitergehenden politischen Aufbauphase in der Gemeinschaft, und

zwar regionaler und föderalistischer Art, - Stichwort: "l'Europe des Régions", u.a. Denis de

Rougement, Fourastie, Buchmann, Lavenir, -, kann eine notenbankpolitische Um- und

Neuordnung in regional und ökonomisch homogene Zentralbankbezirke erfolgen: hierzu

Broschüre "Naissance de l'Europe des Régions", Institut universitaire d'Etudes européennes,

Genève 1968;
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Währungsbehörde dienen. Ob dabei eine Anleihe auf einen teilweise

funktionalen Aufbau, wie etwa beim "Federal Open Market Committee

(FOMC)" des "FRS" gemacht werden kann, bleibt einer spezielleren

Untersuchung über die Zusammensetzung und Kompetenz der gemeinsamen

Zentralbank vorbehalten.

In jedem Fall jedoch, auch wenn als generelles Muster rur den äußeren Aufbau

das System "Bank deutscher Länder" herangezogen werden sollte, wäre die

interne Organisationsstruktur zu überprüfen und gegebenenfalls nach den

neuesten Erkenntnissen und Methoden der internationalen Zusammenarbeit,

der Entscheidungsfindung und eines effektiven Managements auszurichten (die

"World Bank" unter McNamara wäre hier als Beispiel zu nehmen).

Weitere Ansatzpunkte bei der Auswahl eines rôderalistischen

Zentralbankmodells sind die Art der Mitgliedschaft der Geschäftsbanken sowie

ihre personelle und finanzielle Beteiligung im System.

Das "FRS" beruht auf Freiwilligkeit und gleichzeitigem finanziellen Engagement

der Geschäftsbanken an dem Grundkapital de~ "Federal Reserve Banks". Dafür

haben die Mitgliedsbanken eine starke Position in der Mitbestimmung innerhalb

der jeweiligen "FRB"; sie ernennen 6 der 9 Mitglieder des "Board of Directors

(BoD)" und stellen damit die Mehrheit im Entscheidungsorganjeder "FRB".

Die Landeszentralbanken im BdL-System waren Landeseinrichtungen, die

keine privaten finanziellen Abhängigkeiten kannten und denen alle

Kreditinstitute innerhalb des Bundeslandes zwangsmäßig angeschlossen waren.

In allen Mitgliedsländern der gegenwärtigen Europäischen Gemeinschaft

gehören trotz struktureller Unterschiede fast sämtliche Banken, Kreditinstitute

und Sparkassen den jeweiligen nationalen Zentralbankbehörden an (1). Hier

besteht keine Notwendigkeit, das System dahingehend zu ändern, die

Mitgliedschaft bei der Zentralbank auf eine freiwillige Basis zu stellen und wie

im "FRS" zwischen "member" und "non-member banks"

(1) Siehe hierin, Kapitall, der institutionelle Rahmen der Währungspolitik, im EWG: die

währungspolitischen Instrumentarien in den Mitgliedstaaten der EWG, 1962, S.B ff;

siehe ferner Anmerkung (3), S. 38;
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zu unterscheiden (%).

~ina.nzi e rung Das Aufbringen des Grundkapitals für eine europäische.Notenbank von

'Seiten der gegenwärtigen Zenilra.lbB.nken der Länder nach dem Schema

zwischen LZB und EdL liegt nicht nur nahe, sondern entspricht auch

'den gegenwärtigen europäischen Gegebenheiten und politischen Erfor-

, ,dernissen.

:.

.
.'

.

" "
::',Kurz"fristigwi.re einé ,Finanzierung 'der laufenden Kosten einergemein-

samenobersten Wä.hrungs~ehörde durch di~beteiligten Notenbanken der ,

"Mitgliedsländer nachdem-Vorbild' des "Federal Reserve Sys tem!1 durchaus

'möglich,', jedoch im, Hinblick auf Unabhângigkei t der europäischen
,

.
."

. .
'. '..

"
Währungsbehôrde ,sollte ;langfr~stig .eineSelbstfinanzieru.ng au~eigenen

Ein1'la.!lmena:ngestrebt, weJ:'de,n.Etwaige U'berschûsse deseuropäischen
, , ,

"'Zentralbanksystems könnte,~m~t,~;êm Argument, als Gegengewichtza den
.
';",~.,::wirtschaf'tlichel1'und' regionalen IConzentrationserscheinungen einer

- ,'"
..

"',
~ .: . .~

-.
...".".

. .
.' .

.
'.

~
.

.'
.~
-

,. .
-"', -

.
.
-

.

,,;Währungsunionzu fungièrenindâ.~Bud~~1; d.~r Europäischen Gemeins'chafte

'.:"'fliessen und zur Finanzierurigvon:.zan:t~~lgés1;eue:rtenH Gemeinsehafts-,

:,'""iufgaben, z. B. ,Infr'~si;~~~~~s~ri~~'z::;'~e~'~èl'teRegionalinvestitionen,
..~.

"(,' .'
"
'..' .':.'-~- -

,

',:'
c'
-",

'
"~'

:'..
,.',.

.

"

, , ,",
Struktur- Sozialûnd euopäische 'Bi~dUng,s,p(,ii tik, ;herangezogen,

",

,'werden.
H

, ,

. ..

, _ _

".'
"

.
' 'r

.
-.' . - .~

"'

,'h
",Auch wenn ein erprobtes Zentralbànkni~~~il,-ális':,gà.~~~~'~'~U:r?:;s~hwier~g

"

,,-,,"

auf die jeweiligen historischen,poli~isc,hen,'Fd','~~~\sê.,~aftlimhen
.-

,ù
.",' .', ,_".' . .-,-f.

- .'r' ','

"

. ',."
.,

',:' Verhältnisse im Europaübertragbarist ,So,':ka.nnman~doch,zT:1sa.mmen-
',t.,'-

"

..

"
.

,fa.ssend einige E1emente'herausstel1en, die .aus deiri:eii::Î.enodera!lde:rén

System kommend, generell erst eirima.1a.uf eirieuro:päische's ,Ze~traièill- '

,system a.nwendbar wären oder nach"nocheingehe~deréh'Un-tersUch~g~n
.

"
- - .

,,'
wert sim, beim mode11mi.ssigenAufbau ,einesZentralbanksystems auf '

,'europäischer Gemeinscha.ftsebene "berûcksichtigtzu werden :

','

.',

'

,':
'

.J.

-.-,.
(:t) Anmerkung Eine derartige Freiwilligkeit der'Mi tgliedschaft von'

Kreditinstituten bei der jewei1igenLaridessentra1bank
ihres Bezirks, (bZiW. l.~ndes) könnte die s truktùre lIen

,

Unterschiede zwischen den einze1nen,Zentralba.nkregioneJ:
nur nochweiter verschirfênund somitdie erfolgreiche
Durchsetzung von gemeiIisambeschlbssénengeld- und kre-
ditpo1itischen Massnahmen regionalteilweise davon aD"':
hängigmachen, ,wieviele :Bankénund" atUlere ,Kreai tinsti-
tutze in den einzelnen BeziŒrkendem System angesehlos-,
sen sind oder welcher Mitgliedsanteil gerade in der
Regionb~steht. Dieser historisch libêra.listische
Aspekt im I'FRS" scheint fi:irein europäisches Modell

weder gegeben noch WÜnschenswert~'
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1. a) Zusammenfassung - zunächst auf Länderebene - der gegenwärtigen

Zentra.lbanken in einemföderalistischen europiischenZentral-

banks;;Ystem.nach dem !iI0dell "Bank deutscher Länd.er";'

gemeinsame" in geld- kredi tpo1i tischer Hinsicht :wèisungsbefugte

europäische Wùrungsbehörde mitrechtlich ùnd J~nanzièll noch

selbständigbleibendenZentralbanken in deri Mitglieds~~aten;

-.ein'europâischer,Rà.t der,ZentralbankgOUverneure.{Ent~Óhetdung~-:-

orgàn) in' einer europäischen Währurigsbehörde (geme,ihscha.f1ï~.,

liches E:Xekutiv-und Administrationsorgan);

,

,

'

,
.

'-

.
'.'

Zwangsmitgiedscha.ft

"scbaft;

'. _'" .', ':;."", .:.,..C'".'_'..' ",
..

'-.,
.

aller Kredi tinstittte innerha.lb'der ,GeniEdn-"~
.
-"

)_.

~.J'

,

'

abweichend von BdL-System, ,eine KontrolliIlStanz:~¥f:;~~IIl~in..i'
',.

'.-
.
,

,'"

,
.',

.
:,.' .

, ;,-'-:
-'; ."",

-

~,_..,_.
.

,,'
schaftsebenèfür da.s'gesamte Bankweßeninrierh~lb,d.e'~~G~~~in.;..:,

.uschaft ~iti~nde~äs~igem Unterba.u, (g~gehw~rtigè"K~ri:b~'6:ii~~o~ndf ,
. _ '

.
'".

.
.. ~ ," '. ". .

,- .
--'.:>'

>:;.,;';,.".:~'"~"~7..\~;:..:,~',~.,i
":'"

,;'~:;,~~'',~" ".

,Banka.1ifsJ.chtsbehorden). ',C,.,', '"",,", ",
(

,::;,;

"
"':}:-:~~:~~:"~';~';'Ô:~:'"

b) ','BeL.polii;ischer Regiona.lisierung in Eù.ropa., :d:':später:a.dminÜitrâ~:;
. .

'
.

' ' -
tf .__'-, _:

..' '~..
'.'-:"1','

_..~."!.:'.": !'..'
1

tive .Neugliederung in regio~ale, Zentraibank~i1' a~fd~rGru.rià.lig~':\,
homogener europäischer" Wirts chaftsre~ onen,'ih~i~ ~~ :i~~;"Y:~,~J~~~i

.:!;

.
, . . -, . ~

Reserve Districis" in den "U.S.A.". ";,., "--'''''';~'',:,:.;è:~,~:,i~.~;I~

c) Bei wei teren Integra tionsfortschri tt'en aUf,~poii.iü.~-'9.~e~'.~~J*!%-~g'~::

schaftlicher Ebene gemäss den' ErfordernissenH~~:e~~t,~i~;~Mp::/''''

difizierung oder AblösUng des rechtlichen und. orgànis~t9:ris~ftèll.. I,
..,.;:~~:f'~~,:'~:,-'~:~~(~~: ~:~':::~<;~:;>,

Aufbaues des bisherigen Systerns ( 1) ., t'!:..~,,~:::"~,;. .>:~~;::

;\". .:

..
-

i~',"~~'
't',",::

ii-,___:;,_f.:
<:,~~,;.'

2.:g'inanzœœrung bzw. Aufbringen des Grundkapi taJ.s einer et;L:t'():p~~~,c!ten';<.

Währrmgsbehörde durch diegege~wärtigen Zentra.ibanken d~~"M:i,~~ii.~d~-~
linder nach dem Modell "Bank deutscher Ländern;

.
'

".-......

......

" "
';

~, ,

Kurzfristig: Finanzierung der laufenden Kosten einer gemeinsa.men,
,

'i.
,",,1

obersten Währungsbeh.Örde durch die beteiligten Notenba.nken d'e~'.,'!:,:._
'

Mitgliedsländer nach dem Vorbild der "Federa.lReserve. Bankumögl!.èh;i

jedoch imHinblick auf Unabhängigkeit der europiischen Wäh~gspe~
",

hörde langfristignicht a.ngebracht. .'.,
'

( 1) Anmerkung vgl. Ubergang vom System' "Bank deutscher Linder'" ,a.uf
das System "Deutsche BundesbaIlk'1 Abschni ttB2,

.

Seite 10.
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3. Klare Ab#renzung der Kompe.~e~z~nz~ischen eumpäi~~er Währungs-
. .

.~,'",
-'" > -,'

. ,
.'

.
.., .,..

behörde und europäischen ~~nd~gze~tralb~nken, Delegationvon
"

"unten nach oben", praktizierter föd.eralistischer Zentralismus

ähnlich dem damaligen Bd~System;

.:~

'4. DietTbernabme einer funktionalen. Gliede:rung der oberst.e~,W'~~~gs-:

instâ.nz nach dem Vorbild des nFederaLOpen Market Commi tte~ .XFOMc)n,'

im:'ttFRS't kann in dietTbe:rlegungen einbezogen werden.
.

5. DieUnabhängigkeit ~d politische tTberpa~teilic~ei t einereuro-

päischen.Jiährungsbehö~deka.nn' ferner dadurch ga.ra.ntiert wer~en"

dáss einma.l die äUBsere ùnd.innereKonstrukt~on des BdL.-Systems
, ,

'

'a,ls Vorbild herangezogen'w~rdund zum anderen die, Ernennung de.t.'
.'

Zentra.lba.nkpräsidenten~~,rcb. die nationa.len Regierungen auf Lähger-

fr~stige Periôdeniihn1ich','der Dauer im "FRStI (10-14 J;a.hre) erfolgt~'

6. :Beteiligung der :Ba.nken~d ier. rH.rtscha.ft am In:f'orma.tionsprozess

ihrer jeweils,zuständ.i~en"~ur~päischen LliLndeszentra.lbank: durch

.'
a.), Mitspra.cherech~ ,der'J3i~e.n ':;a:hd~;r~.Ernennungvon Mitgliedern

in den na.tion.a.len'Zênt~ibànkgremien (siehe'Lösung im "BoJ)n

,des ,:!tFRSn); ,.'..
~

und
_nu'

b)
- .'

. . . .

'Bildung einer Art "'Beirates" etwa.nach derKonst:ruktionder

-"Ve'rwa.l t~ngsrät'e'" in d.~nLz~ und im BdL.-System, jedochnunmehr
. .

'auf der gegenwärtigen Ebene der Zenti'a.1ba.nken der Mi tgliedsländ;~r
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32 Derkonsequente Aufbau eines föderalistischen ZentralbanKsystems
,.

.

. als Wàhrungsstrategie für die Kommission' der Europäischen Gemeinschaften?

'. Bei' der gegen~ärtigen ICo~frontá.,tioi1.der Meinungen' zwischen."Monèta"';:'
.
,risten ti :u.nd .,'~E~5)nomisten ','-i~n~rhalb' der Diskus l3ionÜber dle -W'~rungs__

'..'i
.';.:iinio~':Jnd:d~fl~onkr~te~ i~s~~b~itung'èineS' Stufenplàris' ist eFJ,àn 'der
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.
sieq'nicht' nur: eine i'Takt:Lk de~ ',';P'â~a:ll~lis~ùsI1zrischenWi;;t~cih~ftliëher

.'
.,- ~. . ; .

-'
.: ::,

~arm,onÜü~rùrig und .rriorie,~äref z,is~~'nè.rbeit éinfÜhrt'r:10~4~rA<~~~~:€ine'
,
',eigene ;,l~nger~ri SItfgeGesam,ts,trá-t'egi e.anstrebt, 'beispielèweisè:'eine

. .-~.~'.,' '-<~, "
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kurz gesagt; die Argumente lauten wie folgt: "Die ''Moneta.:r:.ist'en":

Meinung, die währungspolitische Solidarität, die zum Bei~.

d.er Bildung eines gemeinsamen Fonds zum Ausdruck kommen kann,..

se.i es nur für den Fall eines plötzlichen Zahlungsbilanzungleichge-

'WiChts oder seies für die laufende Stabilisierung der Tageskurse

der{Jemeinschaftswährungen, ist eine Voraussetzung für eine engere

.politische Zusammenarbeitund zwingt gleichzeitig zu einer steigenden

Harmonisierung der Wirtschaftspolitiken der einzelnen Mitgliedsr~gie~

"

rungen.
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Sie wollen die berechtigte Sorge nicht anerkennen, daß einige Mitgliedstaaten zu

ständigen Gläubigerländern für diejenigen werden, die im Gegensatz zur Vorliebe für

Preisstabilität andere wirtschaftspolitische Prioritäten haben und erste Nutznießer

einer derartigen Abmachung sein würden. Sie sehen einfach nicht die Notwendigkeit

für die Gläubigerländer ein, eine ausreichende Garantie etwa in Form von

wirtschaftspolitischer Mitentscheidung in den Händen zu haben, daß die Ursachen

der Ungleichgewichte in den Partnerstaaten so schnell wie möglich beseitigt werden.

Auf der anderen Seite stehen die "Economisten", die der Idee anhängen, daß zuerst

die wirtschaftliche Entwicklung und hier insbesondere die der Preise zwischen den

Mitgliedsländern harmonisiert werden muss, bevor man zur "eigentlichen"

währungspolitischen Integration mit Fonds, Rat, Ausschüssen oder neuen

Institutionen übergeht. Diese sagen wiederum nicht, dass aufgrund der

unterschiedlichen Wirtschaftsstrukturen und angesichts der aktuellen politischen

Verhältnisse der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten eine derartige

Situation als Voraussetzung zur Währungsunion niemals eintreten wird.

Die einen suchen einen Währungsbeistand und Solidarität zwischen den

Mitgliedsländern, ohne sich politische auf Gemeinschaftsebene engagieren zu

wollen;

die anderen suchen Zusammenarbeitsmöglichkeiten, welche eine gewisse

Übereinstimmung der Wirtschaftspolitiken der EG-Länder garantieren sollen, ohne

sich finanziell in ein Vorhaben engagieren zu wollen, dessen währungspolitische

Auswirkungen sie leicht in die Position eines ständigen Gläubigers versetzen kann.

Beiden Standpunkten fehlt ein überzeugendes gemeinschaftliches Engagement, d.h.

die Einsicht in die erforderlichen politischen und institutionellen Aspekte für eine

wirksame Zusammenarbeit; ohne eine langfristige Strategie, ohne eine ausgewogene

und gleichzeitige Entwicklung zwischen politischen und währungstechnischen

Fortschritten wird eine funktionsfâhige Währungsunion innerhalb der Europäischen

Gemeinschaften nie erreicht werden.

Diese "Strategie des Gleichschritts" zwischen politisch-institutionellen und

ökonomisch-währungspolitischen Fortschritten muss vor allem aus den folgenden

zwei Punkten bestehen:
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- einerseits in der Garantie, dass auf Gemeinschaftsebene ein operationeller

Entscheidungsmechanismus auf den Gebieten der Konjunktur, des Budgets

sowie der Geld- und Kreditpolitik existiert, um für Stabilität und

Wachstum der gesamten Gemeinschaft zu sorgen;

- andererseits in der schrittweisen Einfiihrung eines Arsenals von wirksamen

währungspolitischen Instrumenten, welches entsprechend den

wirtschaftlichen und finanziellen Gegebenheiten in den einzelnen

Regionen der Gemeinschaft eingesetzt werden kann.

Alle diese währungstechnischen und politischen Aspekte können gleichzeitig dadurch realisiert

werden, indem man den stufenweisen Aufbau einer fóderalistisch organisierten europäischen

Zentralbank in Angriff nimmt; durch die Schaffung eines föderalistischen Zentralbanksystems

wird der operationelle Rahmen gegeben, in dem der Gleichschritt zwischen

währungspolitischer Zusammenarbeit und Solidarität sowie effektiver wirtschaftlicher

Harmonisierung gewährleistet werden kann.

Die "Monetaristen" müssen dann die Tatsache anerkennen, dass wirtschaftliche Stabilität und

Wachstum innerhalb der Gemeinschaft nur dann gesichert werden können, wenn wenigstens in

wirtschafts-und währungspolitischenFragen - und hierzu gehören auch budgetäre, finanzielle

und regionalpolitische Aspekte - mit Hilfe eines wirksamen Mehrheitsverfahrens

Entscheidungen auf Gemeinschaftsebene gefällt und politisch institutionell abgesichert werden.

Langfristig muss man daher vorsehen:

a) aufwährungspolitischem Gebiet:

- eine föderalistisch organisierte "Bank europäischer Länder" mit einem "föderalistischen

Rat der Zentralbanken" und einem ständigen Sekretariat zur Ausfiihrung und

Überwachung der im Rat beschlossenen Entscheidungen sowie zur Verwaltung eines

gemeinsamen Reservefonds;

b) auf wirtschaftspolitischem Gebiet:

-Annahme eines gemeinschaftlichen Gesetzes zur Sicherung der Stabilität und des

Wachstums auf Gemeinschaftsebene und reelle Kompetenzübertragung auf die

Institutionen der Gemeinschaft (Kommission, Rat, Parlament) im Hinblick auf einen

operationellen Entscheidungsprozess, insbesondere in der Konjunkturpolitik (Art. 103

EWG), Wirtschaftspolitik (Art. 104 EWG), Währungspolitik (Art; 105 ffEWG) und

Budgetpolitik (Art. 199 ffEWG).

c) auf institutionell-politischem Gebiet:
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Entscheidungen,im Hinblick auf die Geld- undKreditpolitik innerhalb
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Eine währungspolitische Solidarität kannnur durch die gleichzeitige

Bereitschaft der Mitgliedsländer, gemeinsame politische Verantwortung

zu tragen, gerechtfertigt werden.
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Diese gemeinsame Verantwortung muß ihrenAusdruck darin finden,daß

a) trotz eines Interessenausgleiches die gemeinschaftlichen Zielsetzungen..

in den Vordergmund gerückt werden, indem gefällte Mehrheitsentscheidungen

von jedem Partneranerkannt werden;

b) eine,ehrliche und engeZusammenarbeit zwischen nationalen Verwaltungen
. .

und Gemeinschaftsinstitutionèn ~ergestellt wird, und

.
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c) ~ieMitgliedsregierungen wirksam ihrenhâufig erklärten
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:-",. :'_' ,,':>~~;:)~~.:;,~~!'!~;~'<>f::"~"..<~::;:;i~~:

'

;~~"~"-

und Wäh:t'ungsbereichen sowie ihre demokratische KOrltr611e"~B;u:fj~e3~,;'~~r_è>:pä,i,....;

sehen Gemeinschaftsebene ;
,

.,'
--

~ ~

,-'" <:'
,.-

-"

...:.~ ,~,:'

"

~."-

"

.

~

. .,
..

,
.

'

. ... .

Die Methode zur Verwirklichling der angegebenen Zielsetzungen kànnfàlgendè~-.

maßen aussehen: (die einzelnen Maßnahmen können gleichzeitig in den Stufen-

plan' zur Wirtscháfts- und Währungsunion eingehen und mitHilfe der Netzplan-'

technik ("Critical Path Method (CPlVI)")behandel t werden).
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A. Klare und eindeutigeDefinition des wäb.rungstechni,scheri una poli tisch-.'
. ,

. .

institutionellen Endzustandes einer Währungsunion mit einem föderali-

s ti s chen Zentral banks;)Ts terns innerhai b der Eur,<?p~is chen~emeins chaft ;

B. Fests$tzen derwichtigsten AktivitätenundMaßnahmen sowie ihrer gegen;'"

seitigèn Abhängigkeiten bei d$r Verwirklichung der unter A definierten

Zielsetzungen.

'..-

Hierzu bedarf, es auf jedem Gebiet. (poli tisch-inst~tutionell, Wirtschafts;'"

imdwährungspolitisch etc.) oder inîHinblick auf jedes .Objekt (Aufbauder ",

.
,

-,"

,

.' '., ,'-
.., ,

.'
. oe .

'.

~a~; :Aushau " der ., organisa t oris chen Strukturen, der europäi s chen 'Gem eins chafts- .

,

~~rgarte, tJb~~tragung vonKornpetenzen, etc.,) folgerichtigerAktivi tätsliste.n,

'~;~i~'ans~~'îießen~~i't ih~en :gegensei tigen Abhängigkeitenkonfrontiert . wèrden.

'"

.
,

.,.":

~.

.,
- -.. .

'<!',;:t~~t~à,cb.tet: .~~1?-c~~i~ige".we,i.~,r~Wnige,,1rir.ts c:qaftli?~e .1lrld ,instituticm,ell e
",

~b-

. 't'b.ärigigkeit~~::s~~J.~ ';~il1è':':geri~ s~:S~chrônis'a t{o'~\~:ri's~h~h.f'In;n'ètä'b~r",I~~è:-:
.

,',0,:':
.;:;.::,;.:",:":":,

."':,': .\ ;:;.:'_:~-:.;:,
~

.'<, . :~-"'..~: .'::'.~..
..

~<.' ""
:. -:'~_:-- "~-:-

.
i .", ~

.

~-'
. ,:,'.

.
'..~..::;-

:" '':",-. ~~ >;~;,(:~':
-;'- >_; --:

. ..~:...,~
~-

~;.
,<~'\";'~,:: <.~

: ~._.::.,:.;~,::_-,:~.;: '~/'"
'->

~ ';

;,);.:\grÎàtion undFortschritten 'aui'insi{iutiorÙÙ,ler'~p61i ti'i3chro.;Eberie:,' köni1tE3man

"

; « : _ .-_~.'
. ~~ .

.- ---
< ~

'.<.' < ,,"-: *,,: _ : -,_
~< _,'

~
;

': ,,"~_-'
,.", .,:::~,..'.", - :.;'. :'~, ':.~::_-7:~'~>:

_
_,_'. :,..~~::_:;::~;

:>~: :~-..,~" ~,' "~~'.',~~':";~;:__'~;:..'y" _.
<

.',"'~'-',:

,_
i:

<~~_:-.
,

-
.-

-'::',~'"':} :"'_~

.-

:~~>'c~~rE3ir;::fa~ht 'f'~];g~nde 'p,rei . 'Stu:fèn.-beirrl". A~fbàlIÊdrie ~':\:fÔd~x:~ii~'t~s,:èhE3iï';Zèn trái~

'if;:~::::~éTO~~~~;~/l:):;;
..
.,:

.,
;

'. ...
;.:ê}i~f~;~I!:'i;\;ii!~~i:5./:;/:o

.....

-' .Schà ffung ,eilier èinzigèi1'èùropäi scÏi'E3n" Reèb.riû.rigse{rihE3:ï':t'{tnriê::fh~fb:~dër'-:EGfür:
.

' "cC,;"":' '::,~:?' :".:'~'-'f"."~';;L'i'~;"::'<~;i,.";,:"~,::t:.;{~,;;;:~~'~~.<f:.':.~::" '... ,:

a)' intE3rneAbrechnungE3n 'zwischen KEG und.:dën,:V~r-t.TÇtltUi}gë.~'5çief~;jit~'til{è"d~

s taa ten \UJ>erweiäung~n, Bei t~äg~" AbS~h5;~~JJ'~f~~~~~j~:;~c.~:}
b) ÜbE3rweisungen 'bzw.: Abrechnungen zwischen ëi.èn/~~"rt't~à~.~ank:èn.,'Ji~.r",EG~' ~

,,'

. .
'

...; _
.

~:~ <:
~f

;.'

_

"

_.

"",
,.,1,..,

",--,',-.
".i.,'; ::..

.j,. <:,.;._Länder;
"

.

.
:;'". -, . -; .~.~'-,,:' ,~-~.., . -

. .

"

.
,_.;.

"",
-':,

'''"_

.>.e.;_

".".-
:;".. ..,'

:.; .~

,c) europäischE3, Touristenschecks ("billE3tsdE3 voyagE3II-Werrier'~':T~avE3:I~er":

Sch~cks i:rf":euro:päisch~m Rechn1.ingsE3inhE3i tE3n, VQ:rsèhlag :iYIuridell)

,,.

Einriehtung einer IIClea,ring-S'telle"für. die AbrechnungundAbwicklung .

der inèuropäischéRechnungseinhei t lautenden Transfers zwischen dE3n .

(~) Anmerkung: Sämtliche Aktivitäten im Hinblick auf'Wirtschaftspolitik, pol i-
tischE3InstitUtionen und Verbesserung des EntschE3idungsprozesses sind hier
weggelassen'wordE3n.

_. __ ._, _.1__.
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Zentralbanken (1);

- Vorbereitung einer Verfassung fUrdie "Bank europäischer Länder (BEL)" inklusive der

künftigen Struktur des föderalistischen europäischen Zentralbanksystems, seiner

internen Organisation und der Kompetenzverteilung

a) zwischen "BEL" und Zentralbanken;

b) zwischen "BEL" und den politischen europäischen Institutionen (Kommission,

Rat, Parlament);

- Entscheidung über den künftigen Sitz der föderalistischen europäischen Zentralbank

("Bank europäischer Länder") und Beginn der erforderlichen Bauarbeiten (2);

(I) Anmerkung: Vorschlag: kurzfristig, Einsatz einer neuen Direktion innerhalb der Europäischen

Investitionsbank in Luxemburg; langfristig, Umformung dieser "Clearing-Stelle" in

eine Direktion der föderalistischen europäischen Zentralbank;

(2) Anmerkung: Vorschlag: für den Sitz der künftigen europäischen Zentralbank: Luxemburg,

und zwar aus folgenden Gründen:

a) Aspekt der Dezentralisierung der europäischen Kapitalmärkte, insbesondere keine weitere

Konzentration in den schon existierenden grossen Finanzzentren in Europa; keine grosse

zusätzliche "Konkurrenz" für die bestehenden Finanzzentren der Gemeinschaft;

b) Tatsache, dass aufgrund der Belgisch-Luxemburgischen Wirtschaftsunion in Luxemburg keine

Zentralbank ansässig ist;

c) zentrale Lage in Europa, selbst in einer erweiterten Gemeinschaft;

d) Zweisprachigkeit der Bevölkerung in dieser Stadt, deren Sprachen, Deutsch und Französisch,

die aktuellen Arbeitssprachen der Gemeinschaft sind;

e) Vorteile, die sich aus den dort bereits befindlichen Gemeinschaftsinstitutionen und ihres

Arbeitsbereiches ergeben; u.a. statistisches Amt, Europäische Investitionsbank, Gerichtshof

der Europäischen Gemeinschaften;

f) Vorhandensein eine geeigneten und verfügbaren Geländes im Europäischen Zentrum in

Kirchberg.
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2. Stadium:

Schaffung eines gemeinsamen Reservefonds

Umwandlung des Ausschusses der Notenbankgouverneure in einen

"fóderalistischen Rat der europäischen Zentralbanken", welcher im Hinblick auf

Geld- und Kreditpolitik Entscheidungsbefugnisse für die Gesamtheit der

Gemeinschaft eingeräumt bekommt;

Umwandlung der"Clearing-Stelle" in ein ständiges Sekretariat des

"fóderalistischen Rates der europäischen Zentralbanken" , dessen Aufgaben- und

Verantwortungsbereiche die folgenden wären:

a) Ausführung und Überwachung der im "fóderalistischen Rat europäischer

Zentralbanken" gefâllten Entscheidungen;

b) Abrechnung, Abwicklung und Kontrolle des europäischen "Clearing-

Systems";

c) Verwaltung des gemeinsamen Reservefonds (nach einem "Pooling-Plan"

haben die Mitgliedsbanken einen steigenden Anteil ihrer Reserven

einzubringen);

d) Verwaltung und ständige Vertretung der "individualisierten

Währungszone"; der jeweilig amtierende Präsident des Zentralbankrates

ist gemeinsamer währungspolitischer Agent gegenüber Drittländern und

internationalen Währungsinstitutionen (in Fällen wichtiger lind

langfristiger Entscheidungen nach Stellungnahme des

Währungsausschusses, Entscheidung durch die KEG und Annahme durch

den fóderalistischen Rat der europäischen Zentralbanken);

Vorbereitung der personellen Besetzung des ständigen Sekretariats der "Bank

europäischer Länder";

Vorbereitende Maßnahmen zu einer Umstrukturierung der bestehenden

Zentralbanken;
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Vorbereitende Maßnabrnenund Ausarbeitung eines ,Organisationsplanes
-

,

'

--über den technischenAblauf derÈinführung, éi~ergem~in~aJnen 'Wáhrtmg

unddertloergangspe~iode bis

-nationalen Wáhrungen{l).

,- .
-

<- - -- -
zum v?lligen Emirsatzen der ùmlauf'en'den

,

-

:3. Stadium:

'.'

Die ":Bank europäischer Länder" tritt in FUnktion;

EinführUbg einer gemeinsamen europäischenWährung in den Mitglieds-

;ländern~der Gemeinschaft;

>-
'.:"",:',Umor&anisation der Zentralbanken;

-'

~,Schrittweises Aus~dem-Verkehr-Ziehen der nationalen Währungen in der
.

-'.~'vorgeseherienZei t.

f:'.

. .
-

Zusammenfassend kann n~13.n-:-,wennmanin-ersterLinie die Aspekte der

-.
zen tral ba:nkp'ól~'t<is chen '~trà tegi~ -her,anzieh t -:'die,:êYnchI'öb:i~ièrungvon --'

WährungSinieg:r:~-(;.fon,~Ädinsti triÙO!lEÜl-~Qi{ii~dh~:niFort~6hri tteri~z -

wte folgtdarstellen: __
_,o.

.
,"..

,.

1. Stufe: Einführung einer,

einzigen europäischen

Rechnungseinhei t und,

von t!Euroschecks"

--
_.-

-
..

~..:=;'
..,:.~

."

--
.Sch~ff\1ng '--éiner-

../
.'

,.'
".'

.,,:..~.

'

"C~ èä~~Ùig2 ~te ile
n.: ,

>,':.

'..
'

H

.
'

2. Stufe: SchrittweisesZusammen-

legen der Reserven der

beteiligten_Zentralbanken

(Europäischer Reservefonds)

Umwandlung -
de~,::¥~'s~hùàse's:der'

,-",.

N 9 t en bankgoLrv.erl1~Ur ~:i'n:-:èi~en

"fÖderalistisc~~ri:.:Ra t. d~.r'. e1,ir~~

-päischen- Zèntralbanken:";
.

',:' -
-,.

- -, ...,'.. -. -',

Umwait.ldlungder "tlCiearfng'::'Stelre ti'
o .

".
'_'.;;."._'

.
~',., . . ..

_
_'
.

.
:.

in ein_ständiges;Sèkretári~t

des "födèra1istischen' 'Rates'
-

,

europäischerZëntralbankenu;

(1) .Anmerkung: Aus fOlgenden, Gründen scheint es angebracht, während ,ein.eshàlben'oder
eines Jahres noch nationale und europäische Notenscheine nebeneinanderals @;ül;tigeZah-'
lungsmittel laufen zu lassen: technischerGrund: schrittweises Ersetzen der nationalen
Noten; schola ischer Grund: GewBhnung der Eevölkerung an die neue Zahlungseinheltund

...

die transformierten Preise es besteht dieVerpfli chtung, während derEinführungsperiode
sämtlichePreise in nationaler und europäischer Währung anzugeben); wirtschaftlicher ..

Grund: öffentliche tlberwach~ und Kontrolle über die Beibehaltungder Preise~[hrend
des Überganges vom nationalen zum europäischen Währungssystem.
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3. Stufe: Einführung einer Gemein-

schaftswährung und Ersetzen

der nationalen Währungen

"'
In Funktion-Tretender

föderalistischen europäischen

Zentralbank ("Bank europäischer

Länder")

In einer weitergehenden Analyse muss ebenfalls folgenden Aspekten Rechnung

getragen werden:

a) Künftige Funktion der verschiedenen bestehenden europäischen

Gemeinschaftsorgane (Kommission, Rat, Parlament, Währungsausschuss etc)

b) Entwicklung ihrer Entscheidungsbefugnisse;

c) Bereiche ihrer Zuständigkeiten (Haushalt, Finanzen, Konjunktur, etc);

d) Entwicklung des internen Organisations- und Entscheidungsprozesses der

europäischen Organe.

Sämtliche Aktivitäten, die sich einseitig auf den monetären Bereich beschränken,

riskieren, sowohl ökonomische als auch politische Ungleichgewichte zwischen den

Mitgliedsländern der Gemeinschaft zu schaffen.

Ohne simultane Fortschritte in den erwähnten Bereichen bleiben die Vorschläge aus

den verschiedensten europäischen Kreisen, die sich häufig als "realistisch"

bezeichnen, nur ein Alibi, um den Mangel an ihrem europäischen Engagement zu

verdecken; dieses Engagement würde nämlich darin bestehen, monetäre Solidarität

und gemeinsame politische Verantwortung in Europa zu zeigen.
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Annex I ,.

"

.
','-

.

.C
Die tatsilc~iche Verteilung-derFunktionen zwischen derJ3ank deutscher

Lilnder und den Landeszentralbankenkann an ihrem GeschilftsUm£ang und ihrer

'Gesch~ftsstruktu.r abgelesen werden; danach entfielenvon'dem zusammen aus-

gewiesenenGeschilftsumfang des Zentral"banksystems 4/5 auf die Bank deutscher"

Lilnder und nur 1/5 auf die Landeszentralbanken (1). Die. Personalzahl Und

. dil9 Verwaltungskosten verhieltensich j~dochdgenau umgekehrt :proportional :
. . 1 (BdL) zu5 (LZ:B}~- Auch in der Art der ::Bilanzlegu.ng undden wichtigsten

.
.' -

Posten der Bilanzen konnte die zentrale Funktion der Bankdeutscher L~nder
.

.im Banksystem a'bgelei tet werden.

'. :Bilanz der BdL (wichtigste Posten)

..,
',.

.

,,
'Aktiva .

. . Passiva
. ._.' _' '., ~:,.r-

. .
: ...;o;GoÙib~s.tap.tÏ "

0,
.'~ "'':,D~~~~,;'n~'~,~t~nd ,;;~

". :>~~~l~~~ik~;~~~}~: .

:,Opera,~itHi~fon~s ..ft(r0PM~Polit:ik
.'

" :'!.'- '1J.
.

':", :-"':::~;, -::>">,;',""""
.

,".''.-.
.-..,~.

'

Notenum1auf

Guthabende+8ffentlichen Hand
"'0

-'-,

,'.
H

,
,.0- ..,

H'

.'
.

':;'_~o(,
O

,,:~,
,
" '~. .',

_
0'

,-. ..:. ~. .,' ':~'
.

>. -j..
~ . ~~. :Z::~.,-;

::.':':,;;,/1,-..;j1~14â"->~';0'
;",

.
.~'" . ~ .... .. .>

':'f<,;,p~~~i~\f.-o "o.
. ~. ! . .

=:'; '~.A.i;~:gléfcihsf;~dèriingëh; (2) .....
-

',. ,~.;- ~..~-~.1'":'-:;".,,-_.~;.~,~;i-.~.:.;.! "':[.
'"-',' ':-'"

_, .

.
",

.Wechäèikred1tfi((.3)'
.

~':- ,~'~:L~~~~fa¥~~~.~~;o;_(3.l~o_"
,. H.

, .
'J)i~~:~~?i~ i~~~~~i:;'ce:~,:inner~~ e~fl ó ch "\;enhei t

:"<"'~'-
..,,.

: '.:..' ...~' ~,<.::;;.-::,.';.-{~."'~_::-:- :.:
"::."

;' :;:;
- ,,'

;)i'~lct~i(po~h';~~è~~t:richë-n :
,,;,.:.'. .t',:.,:,~-::'~':f.~,'-~-:;~>:,:~~"':, o~:','~: :~', -; .:;.:~ .:,~:.. . _,
: ,:<'8.) cdi'e~ Ka.~'s~ri~é~d;a:~de Ùnd Teile des Weé~Sel bestandes'bei d.en,LZ1Breehne ten
.
'::~~~'Ak~~~~'s,'~ê.:4~~ BdL: Ihr Umfang h~rigt '.vorallèm'voni allgemeinen

.. .' - '. ',- ."-'
-:..:-'::-'

, .~ ;.
,",: ", ~-~." '. .'

Refil'l~~,~,~e.~E;sbedar;f'( der LZB) ab. Sie wurden treuhltnderisch von jeder
, .,' L~:B..~~lta~Y;!'Ii;

-"~'.
~ .

",:,:-\.: '~~>':;7?- ~-:.".~>:.~;~,:;~:'~:'_:'ç::..~(~~~.;,.,.

'J 'G,fthábèn:' 'db',:Kréditins ti ta te (.4)

~;T~'if:;J;t~~~jit
.:... , ;. .

,
~~?-~:'-'-,,:'---'..:.:"

de~ ::sankS,Y:s'teDls':'#rde 'duI'chf0lgende
..-

.'
:,~.:,-,<-, ;e ~-.

". '_"'" '. '_.'
.
\f" .:,:

'
'.

'.

,

-'''~ .
,

.-,~ekrë~ tp~lit.~,sche Ta:tigkei t der LZJ3 wurde durch Revision der :BdL bestimmt

. ,undkoordiriiert.

(1)

(2)
(3)

(4)

. , . .
."

, .
. . .

K8nneker" W~ I Vom Zentra.lbal1ks~steInzur ])e:t!-.tsche.n :Bundesbank; Zei tsch:d:rt
:fY!r'das gesamte Kreditwesen, 'Nr. 20/1957 ,S. 796.
Sonderheit durch Wa:hrungsrefol'm 1948 (starrer :Bloçk) .

abh~ngig von derLiqu.idi.t~tslage der regionalenuKi-é'di tinsti -tute sowie der
Artuild Intensi tltt der Wirtscha.ftlichen Akti vi 1;4t in eirier Region (Land).
abh~ngig von der Mindestreserve:poli tikàer :BdL;. .

I

.1
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Aufgliederung der :Banken in. den USA (1)
....

., .. .

"

:~ .'.
-

.
'~. .

'..','

'

. :...
,

-

,-
'.

.
r

Einlagen in MillionenDollars

.Anzahl

'.Mitgliedsbankèn 6150 43,1 %
,
.

-'

,
.

NichtmitgI:iedsl;â!Jken'8121 56,9 cr;

.gesaint: .. ,J.4271

\ .
Terminauf Smt

161,439 83, 7 ~
31,482 16,3 ~

192,921

130,5155

'85; 374-

215,939

60,5 .~

39,5
"ß

-
. .

.

Art derMitgliedsbanken:

~'. .

"National.Ea.nks'1. ': A799.' 78,0 % 112,378. 69,6 %' 94,079 72,1 %

135122,0~ .' 49,061 30,4 %. 36,486 23,9 %.t~te BallkstJ.
..

..' ".- -.
:gesam.t

"
'6150,. 161 ;439 130,565

.'.1" '..: . . ,"
. . .

.'~
'.,. ~. 7\ : .::. "'::," "_

.
'.

:.
Art. derN"ichtmi tglie'dsba:nke~:

..
.

--"-
,

- -
,

. ~.."

rtcommèrèi~i,?B~'~~,~'~'>:T~1!:,~,~3,4:% .''3~ ,075:'9S,t:%', 30~431 . }~, 7 dA,'

Sparkassen und.:' '::,<>
)~}:.;:'-:, .:':'.' ;

" ,<",' ;'
',',"

" "

,

'

tt1IDliche' Insti~té':' "',;504' ~;~6 ~ ,::, o,4~i ,'-,~:,1~3% ,::' 54,943 'bl~3'%
,'.' '~.~.._'>~ ,;.' . ,'~

".

.'0'

,.,.
.

"'..

° '",:'gè~ánl{:'~7:C~:8i2i'. "':..\,.:Jï;482.:; < 85,'374"./,

- .".

..
.
."."~

.'.

--.. .

(f.

Die'zw51f't1Fe dera:1Res~'~ Bâ;nks tt:'( 2)

.
'Distrik't :.1

2

3

4

"

. .

13ost9n,
.'.FRB

FU'.

FIrn,
,~

'.

..FIrn

.
.'

'New' York,

Philad.elphia

Cleveland

.,

<5'.FRB:"Ri~hmond
.

. '6 ";Ü--'~ihi~~a",,'
,

....
.' .'.~ .. ,_.' ,0 _

:7,-'FRJ3C~'~h~Q,ak.q:,: '.
""'ß.LF~,'S1;"~\-~~ùis.

9 ::~:.,;~irlea:p~lis .
10.; FRB.: .Ka.nsas :Ci ty / I(isso~-

11.'. FRBDa.llas
,

12'FRB San. Francisco

,.(1) Board of Governors, The Federal Reserve System, 8.25
:(2) Board of 'Governors,''1'b.e Federal Reserve System,S. 17 ff

, .
Total. .

292,004 71,4% .
, . ,

.
116,856 ..,28,6 % .

. ,

408,860 "

"t---.
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Annex III

Finanzverh~ltnissebei den "Federal Reservà Banks" :

:Bei trag Der-:Beitrag der Mitgliedsbanken betr~gt 3 % ihres

Eigenka:pi talsplus Reserven (ttberschttsseY.' . Weitere

.

3
<%.

mttssen auf Vorlagen eingezahltwerden. Die..

FR~:Banken haben bis jetzt noch keinen Gebrauchdavon

gemacht.

.,-

.....

Auf das eingezahlte Kapital wird eine ku.mllative

'Dividende von6 tß gezahlt; wenn der Reingewinn nicht.

"'~
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